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Deutſchland. ® 
0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 
9. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 18. Februar). 
11 ubr. Am Pliniſtertiſche Camphauſen, Leonhardt, Friedenthal, Geb. 
Ober- Finanzrathe Hoffmann, Rhode, Rötger, Schomer u. A. 
Die Commiſſionen zur Vorberathung der Wegeordnung und des 
Geſetz⸗ Entwurfs über die Befähigung zum höberen Verwaltungs: 
dienſt ſind gewͤblt und haben fi conſtituirt. Den Vorſtand der Weg e⸗ 
Ordnungs⸗Commiſion bilden die Abgg. Braun [Waldenburg]! (Bor: 
figenver), Mühlenbeck (Stellvertreter), Beleites und Frhr. v. Wendt (Schrift: 
tübrer), den der Commiſſion für den Geſetzentwurf über den böderen Ber: 
waltungsdienſt die Abgg. v. Bonin, Wulſsbein, Belian und Hanſen. 
— In die Budget⸗Commiſſion ift an die Stelle des ausgeschiedenen Abg. 
Tiedemann der Abg. v. Kardorff gewählt worden. 5 
Dias Haus ſetzt hierauf die Berathung des Etats der directen und 
indirecten Steuern weiter fort. “ 
Abg. v. Kardorff: Der Abg. Richter hat es geftern für gut befunden, 
an eine ziemlich harmloſe Bemerkung von mir einen großen politiſchen und 
volkswirthſchaftlichen Angriff zu knüpfen. Nicht erſt in neuerer Zeit, ſondern 
bereits als der Abgeordnete Richter noch gar nicht Landtagsabgeorpneter 
war, habe ich die Anſicht vertreten, daß ein Theil der indirecten Steuern 
erhöbt werden müſſe, weil ein großer Theil unſerer Communen nicht mehr 
im Stande iſt, den an fie geſtellten Anforderungen zu entsprechen. Seit ich 
verſucht babe, vollswirthſchaftliche Anſichten zu vertreten, die nicht die land⸗ 
läufigen find, bin ich einer Reihe von Verdächtigungen ausgeſetzt, die alles 
Maß überſchreitet. Man hat mir vorgeworfen, daß ich mich an einer großen 
paolitiſchen Reaction betheiligen und die conititutionellen Freiheiten beſchränkt 
wiſſen wollte. Jetzt ſcheint man ſich doch von der n dieſer 
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Anklagen überzeugt zu baben und beſchränkt ſich auf den Vorwurf, ich hätte 
einen ſchutzzöllneriſchen Verein gegründet. n r 
Es verhält ſich damit einfach jo: Nachdem die deutſche Induſtrie es ge: 
fühlt bat, daß ſie durch die Handelskammern, die in erſter Linie die In⸗ 
tereſſen der Börſe wahrnehmen, nicht mehr richtig vertreten werde, hat ſie 
pe endlich dazu ermannt, eine eigene Inſtitution zu ſchaffen, um ihren 
ünſchen der Regierung gegenüber Ausdruck zu geben. Von Schutzzoll iſt 
in dieſer Vereinigung kaum die Rede. (Obo! Widerspruch links.) Gewiß, 
m. H., es iſt ſogar der radikale Freihandel in dieſer Vereinigung vertreten. 
(Rufe links: wer?) Sie dürfen nur die Gegenſtände in Betracht ziehen, die 
dort verhandelt werden, wie Patentgeſetzgebung, Eiſenbahntariffrage, Cana: 
liſationsfrage ꝛc., um zu erkennen, daß es zumeiſt ſolche find, an welchen die 
Geſammtinduſtrie ein gg vor, Intereſſe nimmt und die ganz außerhalb 
der Schutzzollfrage ſtehen. enn nun der Abg. Richter FR verſucht hat, 
die Arbeiler bei dieſer Frage in einen Gegenſaß zu den Fabrikanten zu brin: 
gen, ſo hat mich das von ihm einigermaßen gewundert. Im Munde eines 
Socialdemoktaten hätte ich ſolche Deduetionen natürlich gefunden; aber es 
iſt mir unfaßbar, wie er bier die Tribüne benutzen konnte, um die Arbeiter 
gegen die Fab - kanten zu hetzen. Mir iſt übrigens gar nicht bange darum, 
daß er dami: folg haben könnte. Möge er doch einmal den Verſuch 
machen, bier 'n Berlin die Arbeiter davon zu überzeugen, daß feine Man⸗ 
cheſtertheorie om unbeſchränkten Freihandelsſyſtem den Intereſſen der Ar: 
beiter entſpricht, ich glaube, er würde da ſehr unliebſame Erfahrungen 
machen. Eben ſo wenig Glück wird er bei den Arbeitern wohl damit haben, 
wenn er ihnen plaufibel machen wollte, fie müßten ſich eine Herabſetzung 
ihres Lohnes gefallen laſſen, weil dann alle Lebensmittel billiger werden 
würden. - 
Was die zu niedrige Einſchätzung der Großgrundbeſitzer betrifft, fo habe 
ich nur ausgesprochen, daß diejenige Klaſſe, die in der höchſten Stufe der 
Klaſſenſteuer eingeſchätzt war, durch Maßiegeln der Regierung, wie ich an: 
nahm, in die Ankommenſteuer hineingedrückt worden ſei. für meine 
Perſon glaube, daß der Großgrundbeſitz richtig beſteuert iſt und halte die 
entgegengeſetzte Anſicht, jo lange von dem Abg. Richter nicht thatſächliche 
Beweiſe dafür beigebracht werden, für eine ganz leere Behauptung. Am 
allermeiſten babe ich mich über die von Herrn Richter ſo ſehr befürwortete 
Maßregel der Contingentirung der Einkommenſteuer gewundert. Wenn er 


dieſe den Arbeitern anempfiehlt und fie überzeugen kann, ihre Lage werde 
weſentlich gebeſſert werden, wenn die Einkommenſteuer contingentirt wird, 
d. b. wenn die Reichen weniger zur Einkommenſteuer berangezogen werden, 
dann gratulire ich ihm wirklich. Ich babe bisher immer geglaubt, die Ar⸗ 
beiter wünſchen dor Allem eine progreſſive Einkommenſteuer, weil die 
contingentiste in der That nichts anderes bedeutet als die Begünſtigung der 
Reichen zu Ungunſten der ärmeren Klaſſen. Wenn der Finanzminiſter durch 
die Verteidiger ſolcher Anſchauungen unterſtützt wird, fo kann er mit Recht 
ſagen; Gott behüte mich vor meinen Freunden, vor meinen Feinden werde 
ich mich ſelbſt ſchüͤtzen. ya K 
Abg. Dr. Lasker: Es iſt eine häufige Erfahrung, daß Debatten über 
die directen Steuern, wenn keine Geſetzesteformation beabfihligt wird, um 
ſo eher Geſetze . und vor Allem iſt es parlamentariſche Sitte, ſich 
jäbrlich über die zu große Steuerſchraube zu beklagen. Wenn man bier all: 
gemeine Vorwürfe gegen den Herrn Finanzminister richtet, weil viele Cenſiten 
aus der Klaſſenſteuer in die Einkommenſteuer verſetzt worden find, jo kommt 
mit das vor, als wenn man ihm den Fortschritt der Induſtrie und des Ge: 
ſammtwohlſtandes des Landes vorwirft. Dieſen Fortſchritt wird auch ein fo 
großer Finanzkünſtler wie Herr Camphauſen nicht unterdrücken können, und 
ſo lange das der Fall iſt, werden zu unſerer großen Zufriedenheit jährlich 
mehr Perſonen in die Einkommenſteuer aufſteigen. Wäre das in einem 
Jahre nicht der Fall, jo wäre damit in der nationalen Entwickelung Stiliſtand 
und Rückgang eingetreten. (Widerſpruch.) Es iſt leicht, allgemeine Klagen 
vorzubringen und den Schein hervorzurufen, als ob man dem Lande einen 
Dienſt leitete. Bringen Sie ſubſtantiirte Klagen vor, ſtellen Sie eine Liſte 
auf von Perſonen; welche erweislich ungerecht zur Einkommenſteuer veranlagt 
worden ſind. Waren dieſe Klagen in unſerer Commiſſion begründet befunden 
worden, ſo hätten Sie dem Lande einen Dienſt gehn: ürde der Finanz ⸗ 
miniſter ſeine Politik nach ſolchen allgemeinen Vorwürfen einrichten, dann 
wäre er kein Politiker, ſondern ein Mann der Volksverſammlung. Mit Recht 
ſind beſtimmte Grundſätze der Einſchätzung zum Gegenſtande der Verhand⸗ 
lung zwiſchen Landesvertretung und der Regierung gemacht und, wie ich 
glaube, zur Zufriedenheit der Interpellanten erledigt worden. Jede andere 
rt der Verhandlung vermehrt ohne Grund künſtlich die Unzufriedenheit der 
Steuerzahler, ohne die Mittel zur Abhilfe zu gewähren. In Bezug auf die 
Steuerpolitik hat man davon geſprochen, es ſei rathſam, die Einkommenſteuer 
zu conlingentiren. 

u ſolcher Vorſchlag wird wohl nicht im Ernſt gemacht werden, denn 
W der ſteigende Wohlſtand nicht ſteuermäßig ausgenutzt werden. 
Der [ g. Richter hat nur empfohlen eine Entlaſtung der unteren Stufen 
der Klaſſenſteuer, aber es iſt ihm nicht eingefallen zu ſagen, man wolle nach 
oben eine ehe, e gieben, welche die Einkommenſteuer nicht überichreiten 
ſolle und der fi N v. Kaxdorff hat vergeſſen, daß der Abg. Richter neben 
der Contingen Gren die Quotifirung der Einkommenſteuer verlangt. Er 
will eine feite Grenze sieben für das, was ohne jäbrliche Steuerbewilligung 
in die Staatslaſſe fließen muß, und außerdem jährlich feſſſtellen, wie weit 
die Einkommenſteuer mehr erhoben werden ſoll. Ich habe nicht geglaubt, 
daß dieſe elementaren Begriſſe noch Mißverſtändniſſe hervorrufen würden. 
Die ferner bineingezogene Frage über. directe und indirecte Steuern er: 
innert mich an die Unterhallung, ob eine Sache ſubjectiv oder objectid ge⸗ 

meint ſei; ſolche Discuſſionen entſprechen einer allgemeinen Schablone. Was 

die Forderung des wos Kardorff betrifft, die directen Steuern moͤglichſt den 
Communen zu überweisen, jo ſcheint mir, daß die Regierung und die Geſetz⸗ 

gebung den richtigen Weg eingeſchlagen bat, wenn fie zunächſt die Steuern 
einzieht und den Selbſtverwaltungskörpern gewiſſe Summen nach Verein⸗ 
barung überweilt, aber den Communen kein directes Beſieuerungsrecht er 
tbeill. Eine Ueberweiſung des Beſteuerungsrechtes des Staates an die 
Communalverwaltungen bieße einen Zuſtand der Anarchie im ganzen Lande 
berbeiführen, weshalb wir von dem gegenwärtigen Syſtem fo ſchnell nicht 
abgeben werden. Der Abg. Richter bat auch nicht das jetzige Finanzſyſtem 
angegriffen in Bezug auf mäßige Finanzzölle, dagegen wird ein Redner, 
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welcher Erhöhung der indirecten Steuern verlangt, nicht im Einklang mii 
der Politik des Finanzminiſters ſtehen. Gerade in der Quantität der in⸗ 
directen Steuern beſteht der Gegenſatz, und diejenigen, welche aus den Er⸗ 
trägen derſelben übermäßige Erträge erzielen wollen, müſſen auf die 
Steuern der großen Maſſen rechnen. Die Luxusſteuer der Reichen iſt eine 
Bagatelle und wenn Herr v. Kardorff die Finanzzoͤlle erhöhen will, fo follen 
8 F 10 bis 20 Millionen mehr ſteuern als gegenwärtig. 
ewegung. 

Das Naturgeſetz, daß die Armen mehr verzehren als die Reichen, kann 
ſelbſt mit Hilfe von Carey nicht weggeleugnet werden. Ich bin für den 
Vorderſatz des Abg. v. Kardorff, daß mehr Geld in die Staatskaſſe kommen 
ſoll, aber gegen den Nachſatz, daß man mehr Geld machen ſoll aus der 
Beſteuerung der Armen. Deshalb muß ſich auch Abg. v. Kardorff die Ver⸗ 
deutlichung ſeines Syſtems durch den Abg. Richter gefallen laſſen, damit die 
Arbeiter wiſſen, daß fie unter den ſehr ſchön klingenden Redensarten des 
Abg. v. Kardorff eine viel größere Belaſtung in Ausſicht geſtellt erhalten. 
Die Politik des Finanzminiſters iſt bekannt genug, daß er mäßige Finanz⸗ 
zölle will, aber dem Syſtem des Herrn v. Kardorff in Geſtalt von mäßigem 
Schutzzoll oder unmäßigem Finanzzoll, iſt er nicht geneigt. — Der Abg. 
Röckerath hat geſtern mit einer erſtaunlichen Schilderung von den Zuſtänden 
des Landes Klage geführt über zu hohe Einſchätzung der Einkommenſteuer. 
Die Regierung hat hierüber nicht nach meinem Geſchmacke die Eatſcheidung 
vollſtändig an die Organe der Selbſtverwaltung abgegeben, trotzdem werden 
die Klagen jetzt gegen den Finanzminifter gerichtet, weil nach der Darſtellung 
des Abg. Röckerath die Mitglieder der Einſchätzungs Commiſſton unſelbſt⸗ 
ſtändige Diener der Staatsbeamten ſeien. Ob für dieſes Zeugniß ihm feine 
Wähler ſehr dankbar fein werden, weiß ich nicht; moglich iſt, daß er ſolchen 
Mangel jeder Thatkraft bei ihnen wahrgenommen bat. (Heiterkeit.) Für 
meine Wähler proteſtire ich gegen eine ſolche Vorausſetzung und glaube, das 
auch für die Wähler des Abg. Dr. Röckerath thun zu können. Für die bon 
dem Abgeordneten geſchilderten Verhältniſſe, falls ſie wirklich wären, wäre 
der Bildungszuſtand des Volles verantwortlich, nicht der Finanzminiſter, 
namentlich aber die Geſetzgebung, welche nicht das vom Abg. Röckerath be: 
fürwortete Syſtem der bureauktatiſchen Bevormundung einführte, ſondern 
unſelbſtſtändige Menſchen zur Selbſtverwaltung berief. an kann die 
Schuld nicht der Regierung oder einem einzelnen Beamten dafür zuſchieben, 
daß unſelbſtſtändige, gewiſſenloſe Perſonen als Einſchätzer das Volt über⸗ 
laſten. Ich proteſtire dagegen im Namen des Volkes, welches mündig genug 
ift, die Angelegenheiten feiner Selbstverwaltung wahrzunehmen. (Beifall 
links. Ziſchen rechts.) - ; 

Abg. Frentzel: Ich habe als Mitglied der Bezirks⸗Commiſſion im Kreiſe 
Gumbinnen eine fubitantiirte Beſchwerde vorzubringen. Ich glaube der mi: 
niſteriellen Verſicherung, daß die Anziehung der Steuerſchraube nicht anbe⸗ 
ſohlen ſei, aber Thatſache iſt, daß in einem Beſteuerungsplane der Regie: 
rung in Gumbinnen der Reinertrag von jedem Morgen Land der bäuer⸗ 
lichen Beſitzer auf ſechs bis 8 Thaler ausgerechnet wurde. Jeder Kenner 
der Landwirthſchaft wird das zu hoch finden. Die üblen Folgen dieſes ſpäter 
zurückgenommenen Erlaſſes find geblieben, da die Bezirks⸗Commiſſion, an 
welche ſeit zwei Jahren die Reclamationen und Berufungen in Klaſſenſteuer⸗ 
ſachen gelangen, dieſe ſehr ſchwer prüfen kann, da man über die Verhältniſſe 
der entfernt wohnenden kleinen Leute ſich ſehr ſchwer Auskunft verſchaffen 
kann. Anders iſt es mit den Bauern. Hatten wir dieſe in Folge gründ⸗ 
licher Prüfung berabgeſetzt, fo wurde von der Regierung an den Finanz ⸗ 
miniſter appellitt und unſere mühſame Arbeit war umſonſt. (Hört!) Die 
Abhilfe dieſer ſubſtantüürten Beſchwerde kann dadurch geſchaffen werden, daß 
man künftig im Finanzminiſterium die Herabſetzungen gewiſſenhafter Com⸗ 
miſſionen gründlicher prüft. Die Beſteuerung der großen Grundbeſitzer im 
Kreiſe Gumbinnen iſt nicht zu niedrig, wohl aber die der kleineren Grund⸗ 
beſitzer zu hoch, weil die Bezirks⸗Commiſſion nicht endgiltig über die Klaſſen⸗ 

er entſcheidet. Hierfür würde ich Kreis⸗Commiſſionen empfehlen und 

erfür werden ſich zur unentgeltlichen Uebernahme in jedem Kreiſe wohl 
fünf oder ſechs Männer finden. ! 

Finanzminiſter Camphauſen: Die erſte Klage des Vorredners bezog 
ſich auf einen Fall der Veranlagung zur Klaſſenſteuer. Zu dieſer nimmt die 
Finanzverwaliung in Folge ihrer geſetzlich beſtehenden Contingentirung die 
objecubſte und unbefangenite Stellung von der Welt ein. Es kann für die 
Staatsregierung völlig gleichgiltig ſein, ob alle den Reclamationen gegen die 
Einſchätzung in dieſe Steuer genügt wird oder nicht. Die Folge, wenn das 
erſtere geſchieht, würde nur ſein, daß das Steuereinkommen zu niedrig würde 
und daß ein Zuſchlag zur Klaſſenſteuer gemacht werden, und die Verminde⸗ 
rung, die wir in den letzten Jahren, im vorigen von 1 Thlr. auf 28 Sgr., 
im laufenden auf 29 Sgr., haben eintreten laſſen, wieder forlfallen müßte. 
Das Haus kann verſichert ſein, daß die Regierung bei der Prüfung der Re⸗ 
clamationen mit der größten Gewiſſenhaftigkeit zu Werke geht. Bei allem, 
was in dieſer Beziehung geſchieht, wird allein das Ziel verfolgt, eine richtige 
und gleichmäßige Veranlagung berbeizuführen. Was nun die von der Re⸗ 
gierung in Gumbinnen erlaſſene Inſtruction betrifft, ſo bekenne ich, daß mir 
dieſes Vorkommniß nicht bekannt iſt, daß ich mich des Urtheils enthalten 
muß, ob in dieſer Inſtruction Grundſätze ausgeſprochen waren, die in ihrer 
Allgemeinheit verwerflich ſind. Ich werde aber ſehr gern Veranlaſſung neb⸗ 
men in die Verhandlungen, die dieſem ſpeciellen Fall zu Grunde liegen, Ein⸗ 
ſicht zu nehmen und zu ſehen, ob wirklich irgend ein Anlaß zur Beſchwerde 
gegeben ift. Wenn aber geſtern und heute die Politik des Fe wa 
in Bezug auf die Veranlagung zur Einkommenſteuer angegriffen wurde, ſo 
erwidere ich meinerſeits: ich verfolge die Politik und jeder, der künftig an 
dieſer Stelle ſtehen wird und feine Pflicht thut, wid dieſelbe Politik verfol⸗ 
gen müſſen, das iſt einfach der Wächter des Geſetzes zu ſein. (Beifall.) 

Was das Geſetz er bat, das muß unſererſeits ausgeführt werden, 
und da haben wir nicht zu unterſuchen, ob die Beſtimmungen des Geſetzes 
in einzelnen Fällen mehr oder weniger ſchwere Folgen nach ſich ziehen kön: 
nen, ſondern jo lange wie das Geſeß beſteht, hat die Verwaltung ſich nach 
dieſem Geſetze zu richten. (Sehr richtig!) Wenn der Abg. v. Kardorff vor⸗ 
bin ausſprach, es wären zu viel Leute in die Einkommenſteuer hineingedrückt 
worden, ſo ſage ich: ſofern die betreffenden Steuerpflichtigen ein Einkommen 
bon mehr als 1000 Thlr. haben, jo mußten fie in die Einkommenſteuer ge⸗ 
bracht werden und jeder Beamte hätte pflichtwidrig gehandelt, wenn er fie 
nicht in die Einkommenſteuer hineinbrachte. (Sehr richtig!) Die Regierung 
wird nach wie vor, m. H., ihres Amtes wahren, Niemandem zu Lieb und 
Niemandem zu Leid. (Beifall.) 

Adg. v. d. Goltz: Den Klagen über die zu ſcharfe Anziehung der Steuer: 
ſchraube kann ich mich nur anſchließen. Wenn der Nationalwohlſtand fort: 
dauernd ein ſteigender iſt, jo iſt es gerechtfertigt, eine allmälige Verſetzung 
der in der oberen Klaſſenſteuerſtufe Befindlichen eintreten zu laſſen; wenn 
aber dieſe Maßregel auch im vorigen und im laufenden Jahre eingetreten 
iſt, fo iſt das durchaus verkehrt und ungerecht. Denn wer nur einen Blick 
in das Land thut, wird anerkennen müſſen, daß gegenwärtig der National: 
wohlſtand überall tief zerrültet darniederliegt. Auch die Lage der Groß⸗ 

tundbeſitzer, namentlich in den öſtlichen Provinzen, ift eine fo traurige, wie 
jan 25 Jahren nicht. (Sehr wahr! rechts.) Die Großgrundbeſitzer haben 
bon dem induſtriellen Auſſchwung der Jahre nach dem Kriege fo gut wie gar 
keinen Vortheil gehabt; fie hatten insbeſondere empfindlich unter dem Ar⸗ 
beitermangel zu leiden und die Steigerung des Preiſes der Bodenproducte 
bildete nur ein geringes Aequivalent dafür. Gegenwärtig aber iſt die Lage 
für viele Großgrundbeſitzer eine geradezu faſt verzweifelte. Sie können nicht 
wie die Großfabrikanten ihre Arbeiter entlaſſen und die Wirthſchaft brach 
legen, fie. müſſen unter allen Umſtänden mit dea größten pecuniären Opfern 
fortwirthſchaften, und es iſt ſehr zu befürchten, nach den Erfahrungen, die 
in der jüngſten Zeit gemacht ſind, daß ſehr bald in dieſen Landestheilen, 
vielleicht noch in dieſem Jahre, eine allgemeine Kataſtrophe über den Groß⸗ 
grundbeſitz hineinbricht. Unter dieſen Umſtänden war die Anſicht des Abg. 
Richter, daß der Grundbeſitz höher beſteuert werden müſſe, in keiner Weile 
gerechtfertigt. 31 8 { 

a0 v. Lyskowski: Als vor einigen Jahren der Finanzminifter mit 
einem Ueberſchuß der Einnahmen bervortrat, kam man ſofort darauf, die 
Lage der arbeitenden Klaſſen durch Herabminderung der Steuern zu ver⸗ 
beſſern. Zuerſt trat man mit der Abſchaffung der Salzſteuer hervor und 


—— Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
alten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonnteg und Montag 
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Sonnabend, den 19. Februar 1876. 


that damit ganz recht, dann aber kam man ferner dazu, die unterſte Klaſſen⸗ 
ſteuerſtufe aufzuheben. Die Vorausſetzung bei dieſem Schritte war, daß die 
Arbeiterfamilien, die bisher auf 15 Silbergroſchen eingeſchätzt waren, von 
der Steuer überhaupt befreit ſein ſollten. Der Sinn dieſer Auffaſſung iſt 
auch in die Praxis übergegangen, und wirklich ein ganzes Jahr brauchte die 
unterſte Klaſſe keine Steuer zu bezahlen; aber auch nur ein Jahr. Da kam 
plötzlich ein anderer Wind; die Landrätbe erklärten, daß das Geſetz nicht fo 
aufzufaſſen ſei, es wurden Regierungs⸗Commiſſare entſendet, und man brachte 
wirklich jede Familie auf 140 Ihr. Einkommen einſach durch folgenden 
Schluß: eine Familie kann unter 140 Thlr. nicht auskommen, alſo muß ſie 
jährlich mindeſtens 140 Thlr. haben. Nun tritt aber noch ein Grund hinzu 
der die Uebelſtände bedeutend vergrößert, das iſt nämlich die Thatſache, d 
nicht alle Regierungen und Landräthe die Steuerſchraube in gleicher Weiſe 
anziehen, und fo tritt ein beillojer Wirrwarr ohne alle Grenzen ein. Sie 
ſehen, daß das eine völlig fubitantiirte Klage iſt, und ich erwarte, daß der 
Herr Finanzminiſter Schritte thun wird, um Abhilfe eintreten zu laſſen; vor 
allem aber hoffe ich, daß, wenn Schritte gelben werden, ſie in dem Sinne 
geſchehen, welcher dem Geſetze bei ſeiner Durchberathung in dieſem Haufe zu 
aa gelegen bat, daß nämlich die unterſte Klaſſe völlig befreit bleiben 
möchte. 

Regierungs⸗Commiſſar Geh. Finanzrath Rhode: Die Anſicht des Herrn 
Vorredners, als ob der Sinn des betreffenden Geſetzes die Befreiung der 
unterſten Klaſſe von Steuern geweſen ſei, iſt wohl eine Verwechſelung mit 
einer früheren Vorlage, die dieſem Hauſe vorgelegen hat. Was die Specia⸗ 
litäten anlangt, ſo kann ich hierauf nicht näher eingehen, aber von dem 
Kreiſe Bromberg, welchen ber Vorredner vertritt, will ich nur anführen, daß 
in demſelben 46 Procent völlig befreit find, während die Durchſchnittsziffer 
für den ganzen preußiſchen Staat nur 24 Procent beträgt Ebenſo kann 
ich in Bezug auf die Bemerkungen des Herrn Abg. v. Kardorff über die Er⸗ 
höhung der clafiıficirten Einkommenſteuer nur mit wenigen Zahlen antwor⸗ 
ten. Dieſelben waren folgendermaßen: Im Jahre 1872 etwa 21 Millionen 
Mark, 1873 25 Millionen, 1874 28 Millionen, 1875 30 Millionen, 1876 
31 Millionen. Die Erhöhung betrug alſo im Jahre 1873 15 Procent, 1874 
14 Procent, 1875, als ſich die Folgen der Calamität in Handel und In⸗ 
dufirie geltend machten, 4¾ Procent und im Jahre 1876 2s Procent. 
Sie fehen alſo, daß die Erhöhung der claſſificirten Einkommenſteuer ſtets dem 
nationalen Wohlſtand gefolgt iſt. 

Abg. Duncker: Es ſind hier heute die verſchiedenartigſten Klagen laut 
geworden, und für Alles wurde der Finanzminiſter verantwortlich gemacht. 
Von der einen Seite wurde über den batten Druck der Steuern gellagt, 
und der Herr Finanzminiſter hat ganz richtig mit dem Hinweis auf das Ge⸗ 
ſetz geantwortet. Die Klagen über die claſſificirte Einkommenſteuer hat der 
Herr Regierungcommiſſar durch ſeine Zahlen als vollkommen grundlos bin⸗ 

eſtellt. Aber gegen die Auffaſſung muß ich doch proteſtiren, als ob dieſe 

steuer den Maßſtab für den nationalen Wohlſtand abgeben ſollte, und daß 

dieſer demgemäß in den letzten Jahren geſunken ſei, da in den Städten 
112,387 und auf dem platten Lande ſogar nur 38,109 Perſonen veranlagt 
worden ſind, alfo zuſammen 150,496 Perſonen. 

„Ich glaube alſo, daß wir das Beſtreben der Staatsregierung, diejenigen, 
die über 1000 Thaler haben und noch nicht veranlagt find, in die Einkom⸗ 
menſteuer er hf durchaus unterſtützen müſſen, und man kann es 
dem Finanzminiſter nicht verdenken, daß er ftreng vorgeht, oder, wie er ſich 
ſelbſt ausdrückt, als energiſcher Wächter des Geſetzes auftritt, und unnach⸗ 
ſichtig auftritt. Was nun die Ideen des Abgeordneten Kardorf anlangt, jo 
glaubt er doch nicht etwa, daß fie die alleinſeligmachenden ſejen. Wenn er 
meint, daß wir mit unſeren Anſichten für die directen Steuern und gegen 
den Schutzjoll in einer Arbeiterverſammtung nicht Anklang finden würden, 
jo würde es ſich doch noch um einen praktiſchen Verſuch handeln; im Uebri⸗ 
gen iſt er doch wohl Politiker genug, um ſich nicht durch eine mehr oder 
minder zufällig zuſammengeſetzte Verſammlung in feinen politiſchen Anſchau⸗ 
ungen beſtimmen zu laſſen. Wenn aber derartige Anklagen ohne weitere 
Begründung vorgebracht werden, ſo werden dadurch die Gemüther nur er⸗ 
regt und der Regierung die beſte Waffe, die fie gegen den Socialismus in 
ia der Hand bat, ſtumpf gemacht. Statt deſſen ſollte man lieber zur Auf⸗ 
u Mar Steuergeſetzgebung beitragen, ſo wird man damit dem Lande 
einen Dienſt erweiſen. 

Abgeordneter Richter bemerkt perſönlich, daß der Abgeordnete Kardorff 
ſeine geſtrigen Ausführungen völlig mißverſtanden habe; in Bezug auf ſeine 
ſchutzzöllneriſchen Beſtredungen werde er ſich erlauben, bei dem itel der 
Zölle näher einzugehen. 

Der Titel wird bewilligt. 

Beim Titel 14; „Veranlagung und Erhebung der Klaſſenſteuer“ weiſt 

Abg. Miquel auf die ungerechte Veranlagung dieſer Steuer hin, die 
von vielen Gemeinden im eigenen Jntereſſe gemacht werde, weil die Commu⸗ 
nalſteuern ſich unmittelbar an die Staatsſteurrn anlehnten, und weil durch 
die Befreiung der unterſten Klaſſe eine bedeutende Einnahme den Gemeinden 
entgangen jet. : 

Sämmtliche folgenden Titel der directen Steuern werden genehmigt: 

85 „olat der Etat der indirecten Steuern, und zwar zunächſt das Capitel 
der Zölle. 

Abg. Richter (Hagen): Wenn die Vereinigung, an deren Spitze Herr 
v Kardorff vorgeſtern getreten iſt, für radicalen Freihandel iſt, fo iſt es doch 
ein ſonderbarer Zufall, daß alle deutſchen ſchutzzöllneriſchen Agitatoren ſich 
in dieſem Verein zuſammengefunden haben unter der Führung des Mannes, 
welcher dieſe Richtung augenblicklich im Reichstag und Landtag vonugs⸗ 
weile vertritt. Hat ſich wirklich ein radicaler Freihändler hineingefunden — 


der Name iſt nicht bekannt — ſo iſt er offendar nur dazu da, bekehrt zu 


werden. (Heiterfeit.) Die geſtrige Bemerkung des Abg. v. Kardorff über 
indirecte Steuern war doch nicht ſo beiläufig, wie ſie wohl ſcheinen könnte. 
In gleicher Weiſe iſt nämlich eine Organiſalion zur Vertretung der beſon⸗ 
deren Agrarintereſſen gegenwärtig im Gange, welche unter dem Namen des 
Herrn Elsner v. Gronow vorgeſtern an die Adreſſe des Herrn v. Kardorff 
die Aufforderung gerichtet bat, auch für die landwirthſchaftlichen Schutzzölle 
zu aginren, da er doch ſchon to viel für die Landwirthſchaft namentlich durch 
feine neulichen Sprureden gethan babe. Herr v. Kardorff dat darauf in 
ſeiner „Börſen⸗ und Handelszeitung“ ſeine Verdienſte um die Landwirth⸗ 
ſchaft hevorgehoben, und es iſt jedenfalls ein interefjanter Zufall, daß zwiſchen 
dieſe Vorgänge feine Rede über die Benachteiligung des Grundbeſitzes bei 
der Steuerveranlagung troz Miß wachs gefallen iſt. Solche entſtehende Ver⸗ 
bindungen zur Vertretung gewiſſer Partelintereſſen find unſchädlich und die 
politiſchen Parteien brauchen ſich nicht mit dieſen, ſondern nur mit ebenbür⸗ 
tigen politiſchen Parteien zu beſchafligen. Ich ſtelle dieſe Vertretungen von 
Barteiinterefien nicht hoher als die Socialdemokraten, welche auch nur für 
Sonder⸗ oder Standesintereſſen agitiren, da die Agitationsweiſe in beiden 
Fällen dieſelbe iſt. Beide Parteien führen gewiſſe beſtehende Mißſtände auf 
die Geſetzgebung zurück, und führen dieſelben aaf die Wirthſchaftspolitik der 
Miniſter und der fie ſtützenden parlamentariſchen Majorität zuruck. 

Das hat vor acht Tagen ein Geſinnungsgenoſſe des Herrn v Kardorff 
den Berliner Arbeitern in der Villa Colonna glauben machen wollen, und 
letzterer hat ſich wohl deshalb auf dieſelbe bezogen. Ich kenne die Berliner 
Arbeiter auch und glaube ſchwerlich, daß ſie dierauf „reinfallen“ werden. 
Diefelden find in Bezug auf Zollagitationen zwiefacher Meinung; die einen 
wollen Beſſerung ihrer pecuniären Verhältniſſe von Staatswegen nicht in 
der künſtlichen Form der Schutzzölle (Sehr richtig!), nicht durch die Vormitte⸗ 
lung der Fabrikanten, wo doch Allerlei hängen bleiben kann, ſondern direct. 
(Sehr richtig!) In den Augen dieſer Arbeiter iſt der Herr don Kardorff ein 
ſehr viel kleinerer Apoſtel als Herr Haſſelmann, dieſe verlangen viel größere 
Dinge als Herr von Kardorff. Die anderen Arbeiter, welche mich und meine 
Freunde bisher unterſtützt haben, ſträuben ſich zwar nicht gegen die wenigen 
Groſchen Zoll, aber ſie meinen, daß eine Etſchwerung des Imports auch eine 
Erſchwerung des Exports herbeiführt Wir wollen nicht die Arbeiter für die 
Exportinduſtrie brotlos und fie zu Concurrenten der Arbeiter der Import⸗ 
induſtrie machen. Die Folge der Schutzölle für alle Induſtriezweige, welche 
ſich unter die Fahne des Abg. v. Kardorff geſchaart haben, iſt die Vertheue⸗ 
rung aller Producte derſelben. In Amerika iſt eine ſolche künſtliche Ver⸗ 
theuerung herbeigeführt worden durch den Schutzzoll, bei uns durch Ueder⸗ 


en! 


vorgeführt babe. 


\ 


ſpeculation und die Gründer. Die Folgen find in beiden Fällen dieſelben, 
die Leiden der arbeitenden Klaſſen. Zu dieſen Leiden baden jene Herren, 
welche ſich heute jo warm der Arbeiter annehmen, in der Gründerperiode 
vieles beigetragen, wie ja der Bericht der Eiſenbahnunterſuchungs⸗Commiſſion 
nachweiſen wird. Wenn die Arbeiter in Berlin wie in der Grafſchaft Mark 
kein ſebr ſchlechtes Gedächtniß haben, werden fie wiſſen, wo fie ihre wahren 
Freunde, wo ſie ihre Gegner zu ſuchen haben. (Beifall.) 

Abg. v. Kardorff: Der Herr Abg. Richter bat ſoeben wieder Veran⸗ 
laſſung genommen, ich weiß nicht, aus welchem Grunde, feine persönlichen 
Angriffe gegen mich zu richten; ich werde auf dieſelben bei Gelegenheit der 
Verhandlung über den Bericht der Unterſuchungscommiſſion zurückkommen. 
Auf die ſachlichen Erörterungen babe ich natürlich keine Veranlaſſung naher 
einzugeben, weil ich dieſelben für falſch halte. (Obo! links) Der ganze 

weck der eben gebörten Rede ſcheint mir der geweſen zu fein, bei den Ber: 

mer Arbeitern einen Effekt zu erzielen; ich glaube aber, daß die Rede bei 
denſelben eben ſo wenig Eindruck machen wird, wie ſie es wohl in dieſem 
Haufe gethan bat. (Widerſpruch links.) 

Die Poſition wird bewilligt. 

Beim Titel 14: „Einnahmen aus Brückenzöllen“ beklagt ſich Abgeordneter 
Geſcher darüber, daß trotz des im vorigen Jahre allſeitig ausgeſprochenen 
Wunſches die Aufhebung dieſer Zölle noch nicht ſtattgefunden habe. Die 
Aufbebung der Chauſſeegelder habe ſtattgefunden, aber die Aufbebung der 
Be würde eine nicht minder große Verkehrserleichterung herbei: 

ren, wie jene. 

Regierungs⸗Commiſſar Geh. Finanzrath v. Pommer⸗Eſche bemerkt, 
daß man aus ſachlichen und finanziellen Rückſichten nach gründlichen Erwä⸗ 
gungen von einer Aufhebung Abſtand genommen habe. 

Abg. Windthorſt: Es iſt zwar ſebr gut, daß der Herr Regierungs⸗ 
Commiſſar uns erklärt, daß ernſtliche Erwägungen ſtattgeſunden haben, aber 
wir wünſchten doch auch wirklich zu hören, welcher Art denn dieſe geweſen 
ſeien. Die finanziellen Gründe ſind wohl klar, die Herren wollen eben mehr 
Geld haben; was aber die ſachlichen Gründe anlangt, ſo wäre es doch zu 
wünſchen, daß der Herr Commiſſar uns dieſelben näher vorführte. 

Es erfolgt keine Antwort von Seiten des Regierungstiſches.) 
bg. Windthorſt (Meppen): Da keine Antwort erfolgt, ſo glaube ich, 
daß überhaupt keine ſachlichen Gründe exiſtiren. 

Der Titel wird genehmigt Kran 

Bei dem Capitel der „Außerordentlichen Einnahmen“ wünſchl Abg. 
Löwenſtein die Abſchaffung des Frankfurter Meßzolles. g 

Reg ⸗Commiſſar Geh. Finanzrath v. Pommer⸗Eſche weiſt darauf hin, 
daß in Leipzig und Braunſchweig ähnliche Meßzölle beſtänden, und daß die⸗ 
ſelben für die verſchiedenen Leiſtungen forterboben werden würden. 

Sämmtliche Einnahmen werden genehmigt. 

Beim Cap. 8 der Ausgaben „Boll: und Steuer⸗Erhebung und Controle“ 
beklagt ſich der Abg. Frentzel darüber, daß die Steuerbeamten in Oſt⸗ 


piteußen im Allgemeinen hinter dem Durchſchnittsgehalt zurückſtänden, und 


daß man nicht einmal auf die Anciennität Rückſicht nehme. 

Reg.⸗Commiſſar Geh. Rath v. Pommer⸗Eſche bemerkt, daß es der 
Regierung erwünſcht ſein würde, wenn die Beamten, welche Klagen zu führen 
hätten, den geordneten Inſtanzenzug beſchritten. . 

Abg. Grünbagen ſtellt als eine billige Forderung der oſtpreußiſchen 
Beamten hin, daß erſtens die Hauptſteuerämter klaſſificirt und zweitens An⸗ 

ciennitätsliſten veröffentlicht werden möchten ; 

Abg. Frentzel weiſt darauf hin, daß er im vorigen Jahre concrete Fälle 

Wenn Klagen, welche durch Abgeordnete vorgebracht wür⸗ 


den, noch nicht auf dem geordneten Iufenene ſtattfänden, ſo wiſſe er 


worden iſt — denn der Name dieſes 
umſonſt thut. Ich ſehe nicht ein, warum der Staat den Vortheil, den das 


gemäß vornimmt. 
an Moſſe find übrigens die 
e 


und der Polen 


nftanzenzug ſei. 


wahrbaftig nicht, was ein geordneter 
Schließlich geht das Haus 


Die Poſitionen werden ſämmtlich bewilligt. 


‚über eine Anzahl von Petitionen, welche zu dieſem Etat vorliegen, zur 


Tages⸗Ordnung über, weil die Verhältniſſe ſeit dem Vorjahre ſich nicht ge⸗ 
ändert hätten. Ir 
Der Etat des Geſetzſammlungsamts wird ohne Debatte bewilligt, 


dagegen veranlaßt der Etat des „Deutſchen Reichs⸗ und Preußiſchen 


Staats⸗Anzeigers“ diesmal eine Erörterung. 

Abg. Crämer (Redactcur der „Germania“): Der Redacteur des „Staats⸗ 
Anzeigers“ befindet ſich in einer eigenthümlichen Stellung. Ex iſt zwar in 
erſter Linie Journaliſt; wenn er aber vertreten ſoll, was er als ſolcher ge: 
ſagt hat, wenn er zu Rectificationen und Berichtigungen angehalten wird, 
ſo verſteckt er ſich hinter ſeine Beamtenqualität und läßt womöglich gegen 
den Zudringlichen, der eine Berichtigung von ihm fordert, wegen Beamten⸗ 
beleidigung Anklage erheben. Es hat ſich das im Jahre 1873 zugetragen, 


wo auf die erhobene Anklage das Gericht vom Curatorium des „Staats: 


Anzeigers“ Auskunft über die amtliche Stellung des Redacteurs verlangte 
und den Beſcheid erhielt, ſeine amtliche Thätigkeit beſtehe in der Zuſammen⸗ 
ſtellung des nichtamtlichen Theils. Darauf hin iſt die Verurtheilung 
wegen e einer öffentlichen Behörde erfolgt und das Jahr, welches 
mein College Majunte in Plötzenſee zugebracht hat, ſchloß zugleich die da⸗ 
mals ausgeſprochene Strafe in 1 5 Worin nun die amtliche Thätigkeit 
eines Mannes beſtehen ſoll. der einfach beſorgt, was jeder Zeitungs⸗Redacteur 
thut, das weiß ich nicht. Jedenfalls iſt die erceptionelle Stellung, welche er 


den übrigen Vertretern der Preſſe gegenüber einnimmt, eine der größten 


Ungerechtigkeiten. (Zuſtimmung im Genirum.) Ich erbitte mir ferner Aug: 
kunft darüber, wie es kommt, daß die Herausgabe des „Staats⸗Anzeigers“ 
— es iſt das gewiß ein lucratives Unternehmen — noch einen Zuſchuß von 


5000 Thalern erfordert. Ich kann mir das nur aus dem ungünſtigen Con⸗ 


tract erklären, der mit Herrn Moſſe wegen der Inſeratenpacht abgeſchloſſen 
annes bürgt dafür, daß er nichts 


Unternehmen abwirft, nicht ſelbſt ziehen ſoll. 
Geheimer Ober⸗Regierungsrath Zitelmann: Der Redacteur des „Staals⸗ 


Anzeigers“ iſt ſchon ſeit 25 Jahren Beamter; er figurirte früher auf dem 


Etat des Staatsminiſteriums, bis zuerſt im Jahre 1874 ein eigener Etat des 


„Reichs⸗ und Staats⸗Anzeigers“ aufgeſtellt wurde. Als Redacteur eines amt: 


lichen Organs muß er natürlich auch in amtlicher Stellung ſein, wie er denn 
auch die Compoſition des nicht amtlichen Theiles einer amtlichen Inſtruction 
Die Einkünfte des Blattes laſſen ſich noch nicht genau 
überjehen, weshalb ein Zuſchuß zur Zeit noch nicht entbehrt werden kann. 
! nierate nicht in Pacht gegeben worden, ber: 
Ibe bat ſich vielmehr nur verpflichtet, Inſerate zu verſchaffen; der Satz, der 
ihm dafür vergütet wird, iſt ein ſehr mäßiger. ; 
Abg. Dr. Windthorſt (Meppen): Ich bin durch die erhaltene Aufklärung 
ſehr befriedigt. (Heiterkeit.) Es wird uns verſichert, daß der Redacteur des 
„Staatz⸗Anzeigers“ ein Beamter fein müſſe. Ich glaube, es wäre richtig, 


dieſen für ſich beſtehenden Beamten wieder in das Staatsminiſterium zurück⸗ 


kehren zu laſſen, nachdem der Miniſter⸗Präſident im Reichstage erklärt hat, 


der „Reichs⸗Anzeiger“ ſei das einzige officſelle Organ. Danach wäre eigent⸗ 


lich Fürſt Bismarck ſelbſt der intellectuelle Dann müſſe das Blatt 


A edacteur. - 
aber auch in feiner äußern Erſcheinung als officielles Organ präfentiren, 


U ch 
7 müßte der ganze nicht officielle Theil abſolut wegfallen, und für 
die Inſerate von öffentlicher Bedeutung wäre es rathſam, ein eigenes Journal 


zu ſchaffen, weil viele, die dieſe Inſerate leſen müſſen, keine N e 
auch die Elaborate des officiellen Theils zu leſen. Wenn der Miniſter⸗ 
Präſident a in dem nicht officiellen Theil des Blattes treiben 
will, ſo muß er auch auf alle Vortheile ſeiner Stellung verzichten und ſich 
rein und ganz in die Reihe der Journaliſten ſtellen, ſonſt ſind die Waffen 
nicht gleich und mit ungleichen Waffen kämpfen, iſt nicht deutſche Sitte. 
(Beifall im Centrum.) Es iſt dies ein ſehr lehrreiches Capitel und ich ent⸗ 


nehme daraus, daß ich 191 70 Groſchen für dieſes Journal abzulehnen habe; 
u 


deun was es für Zuſchuß leiſtet, iſt keinen Pfennig werth (Heiterkeit). 

Der Einnahmeetat des „Reichs⸗ und Staatsanzeigers“ wird bierauf ohne 
Widerſpruch, 2 e reiat deſſelben gegen die Stimmen des Centrums 
13 pi 

Es folgt der Etat des Bureaus des Staatsminiſteriums. Zu 
Tit. 12: Watte e für allgemeine politiſche Zwecke 


93,000 Mark ergreift das 


Reichstage über die officiöſe 


Abg. Richter (Hagen): Nach der Art, wie ſich die officiöfe Preſſe auch 
im legten Jahre aufgeführt hat, brauche ich kaum die Erklärung, daß wir 
1 en dieſe Poſtlion ſtimmen werden, näher zu begründen. Indeſſen beran: 
en mich die Aufllärungen, welche der Minifterpräfident ganz ſpontan im 
age reſſe gegeben hat, doch zu einigen Bemerkungen. 
Der Miniſterpräſident veranſchaulichte zunächſt die berſchledenen Nuancen 
des Officiöſenthums und bemerkte weiter, wie die früberen Werkzeuge des 
Auswärtigen Amts auf eigene Rechnung Tactloſigkeiten begangen hätten, 
welche dann der Firma der Regierung zur Laſt gelegt worden find; daß 


man auch viel Publicationen für officıös gehalten habe, welche es nicht ge: 


weſen. Aus diefen Gründen will das Auswärtige Amt jede Beziehung mit 
den Reptilien abgebrochen haben. Ich hoffe, daß dieſe Erklarung diejenigen 


N Über die gegenwärtige Bedeutung des Fonds aufklären wird, welche denſelben 


bisher in der Ueberzeugung bewilligt haben, daß er nationalen Zwecken, den 
4 — unſerer auswärtigen Politik zu Gute käme. Ich weiß nicht, ob die 

etonung des Auswärtigen Amts in der Erklärung des Miniſterpräſidenten 
die Bedeutung und den Sinn haben ſollte, daß bei der inneren Verwaltung 
Alles beim Alten bleiben ſolle. Ich bin beſonders zweifelhaft darüber, ob 


„ 1 ch 
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die Losſagung ſich nur auf das Auswärtige bezo 
Bedeutung hatte. Wer die Rede des Miniſterpräſidenten vergleicht mit dem, 


was kurz vorher in der officiöfen Preſſe geſchrieben worden iſt, fo wird man 
i 1 Heriellen Rede bereits in ihr vorher ber- 
arbeitet waren; ſelbſt die auffälligen Aeußerungen über die N 
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finden, daß die Stichworte der mini 


e der Fortſchrittspartei, insbeſondere des Abg. Hänel waren 
reits einige 
leſen (Hört!), allerdings nicht 10 Procent ſo hoͤflich, wie der Miniſterpräſident 
ſie ausſprach. 


Aber es iſt ja möglich, daß nur in Folge der langjährigen gegenſeitigen 


Beziebungen ein gewiſſer geiſtiger Rapport übrig geblieben iſt, der jene 
Organe im Voraus ahnen ließ, was der Miniſterpräſident demnächſt aus⸗ 
ſprechen wollte. (Große Heiterkeit) Wenn die Regierung Anſtand nimmt, 


ſich ſelbſt auch der inneren Reptilien zu entledigen, ſo leiſten die ihr näher 


ſtehenden ihr vielleicht einen guten Dienſt, wenn ſie ſie durch Streichung 
des Fonds ermuntern, einmal die Erfahrungen des Auswärtigen Amts ſich 
zu Nutze zu machen. Der Miniſterpräſident hat u. A. bemerkt, es ſei zwar 
unbequem, unter Umſtänden nur in der anerkannt officiöſen „Provinzial ⸗ 
Correſpondenz, feine Meinung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen, indeſſen 
ſei er wenigſtens dort vor Kukukseiern ſicher und nur für das verantwortlich 
zu machen, was er oder ſeine Collegen zu vertreten hätten. Aus dieſem 
Titel wird nun die „Provinzial⸗Correſpondenz“ geſpeiſt. Nach jener Erklä⸗ 
rung gewinnt natürlich jeder Artikel der „Provinzial⸗Correſpondenz“ für uns 
eine erhöhte Bedeutung. Nun bat im December der ſogenannte Schmerling: 
Artikel in dieſem Blatte die Geſchäftsleute in hohem Grade beunruhigt. 
Er ſcheint indeſſen zu denjenigen Spectakel⸗Artikeln aebört zu haben, die 
nicht Brand legen, ſondern Löſchmannſchaften herbeiführen ſollen, wenn ſich 
ein Brandgeruch verſpüren läßt. Aber Sie finden in der „Provinzial: 
Correſpondenz“ auch Kritiken ſehr abfälliger Natur über Reichstagsverhand ⸗ 
lungen, insbeſondere über Verhandlungen zwiſchen dem Reichstage und dem 
Minifter Graf Eulenburg, die dieſem wahrſcheinlich näher bekannt fein wer: 
den. Die Rede des Minifterd iſt abgedruckt unter dem ſchönen Titel: „Die 
ſociale Gefahr für Staat und Kirche“ — oder das rothe Geſpenſt um Mitter⸗ 
nacht, fo könnte man hinzufügen! (Große Heiterkeit.) In einem kritiſchen 
Artikel über die Reichstags⸗Verhandlung wird dann von den „ausführlichen, 
rein ſachlichen und auf ſchlagende Beweisſtücke geſtützten Darlegungen des 
Miniſters geſprochen und die bereits im Voraus feſtſtehende Beſchlußnahme 
der Verſammlung bedauert und ſchließlich gegen die Abgg. Lasker und Bam⸗ 
berger polemifixt. _ ! ** 

Zuletzt wird von der Wiederaufnahme überwundener Parteileidenſchaft 
gewarnt. Wenn der Miniſter in dieſer Anerkennung ſeiner Beamten einen 
Troſt für die verfehlte Wirkung im Reichstage findet, ſo will ich ihm den 
gern gönnen. Aber ich muß doch jagen, daß Staatsgelder nicht dazu da 
ſcheinen, Parteipolemik zu treiben, mag es ſich nun um die nationalliberale 
oder eine andere Partei handeln. Beginnt man jetzt ſchon in Artikeln die 
Bevölkerung zu den Abgeordneten in Gegenſaz zu bringen, jo frage ich: 
Was wird die „Provinzial⸗Correſpondenz“ erſt bei den Wablen leiſten? 
Nachdem der Miniſterpräſident indeſſen ſpäter ſelbſt die große Bedeutung der 

arlamentariſchen Debatte — die ſich viel wirkſamer erwieſe, als Straf⸗ 

rtikel — anerkannt hat, hat er mit der officiöſen „Provinzial⸗Correſpon⸗ 
denz“ auch den Grafen Eulenburg in einer Weiſe dementirt, wie ſie ſelten 
ein Regierungscommiſſar von ſeinem Chef erfährt. Beſonders unangenehm 
berührt es mich, daß der Reichstag in ſeiner Geſammtheit Gegenſtand des 
Angriffs geweſen iſt. Was ſoll es heißen, wenn ein officiöſes Blatt eine 
officielle Körperſchaft in dieſer Weiſe angreiſt? Was würde der Miniſter 
ſagen, wenn der Vorſtand des Hauſes eine parlamentariſche Gorreſpondeng 
herausgeben und darin in ähnlicher Weiſe ſein Auftreten kritiſiren wollte? 
Und es bandelt ſich noch um die Stellung eines Particularminiſters zu einer 
Reichslörperſchaft. Was würden Sie ſagen, wenn einmal die ſächſiſche Re⸗ 
gierung, wenn ſie eine ähnliche Niederlage wie Graf Eulenburg erlitten hätte, 
ſich in ihrem Organe in ſolcher Weiſe äußerte? Dergleichen iſt doch ſelbſt 
der medlenburgiihen Regierung bisher nicht paſſirt! (Heiterkeit.) Wenn 
dieſer Fonds noch einmal bewilligt werden ſollte, ſo müſſen wir erwarten, 
daß derjenige Ton des Anſtandes und der Höflichkeit, den der Miniſterprä⸗ 
ſident neulich der geſammten Preſſe empfohlen hat, vor Allem in der „Pro⸗ 
vinzial⸗Correſpondenz“ eingeſchlagen wird. (Beifall links.) 

Miniſter Graf ge Eulenburg: Die Frage über die Nothwendigkeit der 
Bewilligung von Mitteln zu Preßzwecken iſt ſo häufig hier erwogen worden, 
daß eine Für⸗ und Gegenrede eine Aenderung der Anſichten nicht hervor⸗ 
bringen wird. Bei dem Einfluſſe der Preſſe kann die Regierung den natürs 
lichen Kampf im Stagtsleben nicht auf dem richtigen Niveau halten, wenn 
ſie nicht auf die Preſſe wirken kann und dazu bedarf ſie Geld. Auch nach 
den Bemerkungen des Abg. Richter wird die bisherige Majorität dieſen 
Fonds bewilligen. — Die Provinzialcorreſpondenz iſt, wie Sie aus dem 
Munde des Fürſten Bismarck gehört haben, ein Blatt der Regierung, nicht 
mein Blatt. Ich habe keine perſönliche Verantwortlichkeit, ſchreibe auch keine 
Artikel für dieſelbe, und leſe dieſelben häufig erſt, wenn ſie gedruckt find. 
Mir kommt es auch manchmal ſo vor, als wenn ich gegen den Ton dieſer 
Artikel etwas auszusetzen hätte. (Heiterkeit.) Darum kann das Blatt im 
Ganzen vortrefflich redigirt ſein. (Widerſpruch links.) Fühlt ſich der Einzelne 
auch durch manchen Artikel verletzt, ſo finden ihn viele andere gut, und 
ſchließlich entſcheidet darüber der Erfolg des Blattes im Allgemeinen. Bei 
meiner Rede im Reichstage habe ich das Gefühl der Niederlage nicht gehabt. 
Es iſt mir nicht eingefallen, daß das, was ich damals im Intereſſe des 
Staates ſagte, Einfluß haben würde auf die Abſtimmung, ich wußte, daß die 
betreffenden Paragraphen abgelehnt werden würden, aber ich durſte die Ges 
legenheit nicht vorübergehen laſſen, über die Vielen unbekannten großen Ge⸗ 
fahren Aufklärung zu geben und die zur Abwehr nö higen Mittel zu empfehlen. 

Daß dieſe meine Pflichterfüllung Früchte getragen dat, dafür kommen aus 
vielen Theilen des Landes Beweiſe, und wenn der Attilel der „Provinzial⸗ 
correſpondenz“ dieſe Seite etwas ſcharf hervorgehoben hat, ſo iſt das für die 
Herren, die die Strafgeſetzartikel für unzweckmäßig hielten, nicht ſchmeichel⸗ 
haft, aber es iſt in der Wahrheit begründet, daß meine damaligen Aus⸗ 
führungen zum Nachdenken über dieſen Punkt aufgerufen haben, und da 
17 den vielen außerhalb des Gebiets der Preſſe liegenden Mitteln zur Be⸗ 
ämpfung der Gefahr auch das Strafgeſetz gebört. Das iſt auch der Stand⸗ 
punkt der „Prodinzial⸗Correſpondenz. Mein Beſtreben, — fo weit ich Ein: 
fluß auf das Blatt habe — wird immer ſein, mich möglichſt oblectiv zu 
halten; aber dau gehört nicht, Alles zu loben, was im Reichs und Land⸗ 
tage vorgeht. Sie müſſen dem Regierungsblatte die Freiheit zugeſtehen, auch 
die Anſicht zu vertreten. Steht ſie einmal in Widerspruch mit der des 
Parlaments, jo muß auch dieſer Widerſpruch in dem gouvernementalen Blatte 
um Ausdruck kommen. Ich glaube, daß ai ene der „Provinzial⸗ 

orreſpondenz“ eine ſegensreiche iſt. Ich halle den Gedanken, der fie ins 
Leben gerufen, für einen glücklichen und glaube, daß viele Staaten froh 
wären, wenn fie eine derartige Einrichtung hätten, mit der fie ruhig und 
offen Anſichten propagiten können, die, wenn ſie auch heute nicht zur Geltung 
kommen, doch nach und nach ihre Wirkung nicht verfehlen. 

Abg. v. Schorlemer⸗Alſt: Ich will dem Herrn Miniſter nicht ent⸗ 
gegentreten, wenn er behauptet, daß die Regierung auf ihre Wirkſamkeit in 
der Preſſe nicht verzichten koͤnne, darauf aver könnte ſie doch verzichten, ihre 
Gegner zu beſchimpfen, wie fie dies in unerhörter Weiſe meiner Partei 
gegenüber gethan hat. Die Verantwortlich keit für ſchlechte Artikel der „Pro⸗ 
bingial-Corsefponden; abzulehnen, it der Miniſter nicht berechtigt, denn wenn 
er keine Zeit hat, die Artikel vor dem Druck zu leſen, ſo mag er ſeine Be⸗ 
amten inſtruiren, daß fie ſolche Artikel nicht bringen. Die Behauptung, daß 
das genannte Organ trotzdem ein gutes Blatt ſei und als ſolches allgemein 
anerkannt werde, widerlegt ſich ſchon dadurch, daß das Blatt, wie überhaupt 
die officiöſe Preſſe, viel zu viel lügt, um Anerkennung und Zuſtimmung zu 
finden, Auf die Bemerkung, daß mancher Staat froh ſein würde, wenn er 
ein ſolches Organ beſaße, kann ich nur erwidern, daß ich keinen Staat kenne, 
der uns um die „Provimzial⸗Correſpondenz“ beneiden dürfte. Wenn der 
Abg. Richter über die Angriffe des Blattes gegen die Fortſchrittspartei klagt, 
ſo begrüße ich das mit Freude, denn ich hoffe, er und ſeine Freunde werden 
nun empfinden, wie uns bei den fortgeſetzten Angriffen der offieiöſen Preſſe, 
denen ſie bisher theilnahmlos zuſahen, zu Muthe war. Bei früheren Etat⸗ 
berathungen wurde uns vom Miniſtertiſche verſichert, daß die Regierung 
außer dem „Staatsanzeiger“ und der „Provinzial⸗Correſpondenz“ kein offir 
cielles Organ habe, durch die Aeußerungen des Reichskanzlers iſt aber dar: 
elhan worden, daß die Beziehungen zur „Norddeulſchen Allg. Zeitung“ von 
einer Seite erſt vor etniger Zeit abgebrochen worden ſeien; man hat uns 
alſo früher eine offenbare Unwahrheit geſagt. Ich hatte gehofft, der Herr 
Miniſter des Innern würde, dem Beiſpiel des an ers folgend, uns 
beute mit der Erklärung überraſchen, daß er auch ſeinerſeits bereit ſei, die 
inneren Reptilien zu entlaſſen. & meinem Bedauern ſehe ich, daß ich mich 
geirrt habe, gebe mich aber der Hoffnung hin, daß bis zur Berathun des 
Etats ſeines Miniſteriums, wo uns der Gegenſtand noch einmal beſchäftigen 
wird, die beſſere Erkenntniß geſiegt haben wird. Wir werden dann auch 
Gelegenheit haben, alles Unrecht gut zu machen und den Welfenfonds, den 
man für die Reptilien ja nicht mehr noͤthig hat, jeiner vertragsmäßigen Be: 
ſtimmung zurückzugeben. , 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Auf die Bemerkungen des Vorredners 
kann ich erklären, daß das Miniſterium des Innern außer den genannten 


oder eine allgemeinere 


Tage vorher in der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ zu 
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offeielten Organen fein einziges Blatt pat, zu welchem fie Beziehun 
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werlich, 
Zeitungen, weſche Mütheilungen des Reichskanzlers enthielten, Nase noch 
bezahlt worden find. Vielmehr bin ich überzeugt, daß die Blätter ibrerſeits 
viel Geld 158 würden, wenn fie ſolche Mittheilungen bekommen könnten, 

Abg. Windthorſt (Meppen): Nachdem der Reichskanzler und ſoeben auch 
der Herr Minifter des Innern erklärt haben, daß ſie zu der „Norddeutſchen 
Allg. Zeitung“ in ine ſteben, ſo bliebe noch die Möglichkeit, 
daß das Staats⸗Miniſterium als ſolches derartige Beziehungen unterhielte⸗ 
Wenn der Herr Miniſter nicht auch dieſer Vorausſetzung ein kategoriſches 
Nein entge uſetzt, fo werde ich annehmen, daß er als Miniſter des Innern 
zwar keine Verbindung mit dem genannten Blatt hat, wobl aber als Mit⸗ 
glied des Staatsminifteriums. (Heiterfeit.) 

Miniſter Graf zu Eulen burg: Nun denn, ein lategoriſches Nein! 


(Große Heiterkeit.) 

Abg. Richter: Daß die großen, ſogenannten Weltblatter für 5 Be⸗ 
ziehungen 11 Regierung nicht bezahlt werden, glaube ich gern, wobl aber 
werden dieſe Fonds für die kleine Preſſe verwendet. Gegen die Polemik 
des Herrn Ministers, die er uns gegenüber unterhält, habe ich nichts einzu⸗ 
wenden; es fragt ſich nur, ob für dieſen Zweck Staatsgelder verwendet wer⸗ 
den jollen. Es iſt doch eine eigene Zumuihung für die liberale Partei, daß 
fie ſelbſt die Mittel für die gegen fie gerichteten Angriffe bewilligen foll. 
Was unſere Stellung zur Socialdemokratie betrifft, fo baben wir dieſelbe 
von Anfang an mit aller Entschiedenheit bekämpft, ich erinnere Sie nut an 
die Vorträge des Abg. Schulze Delitzſch; an Boden gewann die Bewegung 
exit, als die Haltung der Regierung ihr gegenüber zweifelhaft wurde. Denken 
Sie an die Weberdeputation, die damals beim Könige eingeführt wurde, 
überall haben ſich die Arbeiter in ihren Verſammlungen auf die ihnen bei 
dieſer Gelegenheit gemachten Zuſicherungen berufen. Als Laſſalle von Solin⸗ 
gen aus ſich bei dem Miniſterpraſidenten v. Bismarck telegrapziſch beſchwerte, 
daß der „fortſchrittliche Bürgermeiſter“ eine Volksverſammlung aufgelöſt habe, 
mag das von ihm eine Dreistigkeit geweſen fein, es wurde aber im Publikum 
der Glaube erweckt, als ſtehe dem ſocialdemokratiſchen Agitator die Unter: 
fügung der Regierung zur Seite. Wenn es ſpäter in Berlin einer Bande 
bon Schreiern ermöglicht wurde, die liberalen Verſammlungen zu fprengen, 
jo konnte dies nur geſchehen, weil den Letzteren der polizeiliche Schutz fehlte. 
Als über das Verhalten der überwachenden Beamten bei der Sprengung der 
Verſammlung im Concerthauſe bier Beſchwerde erhoben wurde, billigte der 
Miniſter des Innern das Auftreten der Schutzleute mit dem Bemerken, daß 
durch ihr Eindringen in den Saal der Scandal nur vermehrt worden wäre. 
Angeſichts ſolcher Aeußerungen verbreitete ſich natürlich der Glaube, daß poli⸗ 
tiſche Verſammlungen vogelfrei ſeien. Jedenfalls würde die ſocialdemokra⸗ 
tiſche Bewegung ohne die zweifelhafte Haltung der Regierung nie die Beden⸗ 
tung gewonnen haben, daß man es jetzt hätte fc nöthig halten müſſen, 
beſondere Strafgeſetzvaragraphen gegen dieſelbe zu ſchaffen. 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Die Regierung hat unzweifelhaft richtig 
gehandelt, daß fie die ſorialdemokratiſche Bewegung eine Zeit lang ſich frei 
entwickeln ließ, um dann der Welt zu zeigen, welche Bewandtniß es mit 
dieſer Agitation habe. Die Beamten ſelbſt find über das Weſen und die 
Gefährlichkeit jener Verſammlungen von Anfang an im Klaren geweſen, die 
Bevölkerung aber hatte kein Bewußtſein davon und würde ein Einſchreiten 
der Regierung als einen willkürlichen Eingriff in die öffentliche Freiheit be⸗ 
trachtet und die Bewegung dadurch unterſtützt haben. Jetzt, nachdem es 
Jedem, der geſunden Menſchenverſtand beſitzt und etwas 8 verlieren hat, 
einleuchtend geworden ift, welche Bewandiniß es mit der Socialdemokratie 
bat, liegt die Sache anders. Jedenfalls war es politiſch richtig, die Frucht 
Ja eher e als bis ſie reif geworden, und das war ſie vor zehn 

abren noch nicht. 

„Abg. Richter (Hagen): Ich weiß nicht, ob die letzte Erwiderung des Herrn 
Miniſters im Lande einen anderen Eindruck machen wird, als dieſe: man 
kann die Geiſter jetzt nicht mehr kennen, die man vielleicht nicht gerufen hat, 
deren Treiben aber damals zur Sprengung der liberalen Parteien und zur 
Zertheilung des Bürgerthums nicht unerwünſcht war. (Hört! Hört!) Wir 


berlaugen durchaus nicht von Ihnen, daß Sie die ſocial,demokratiſchen Par⸗ 


teien und ihre Verſammlungen durch dergleichen polizeiliche Mittelchen nieder⸗ 
halten, nein, mit dieſem Syſtem haben Sie fie kürzlich re wieder groß ge: 
zogen. Als in den Arbeiterberbältnifjen ein Umſchwung eintrat, die Coali⸗ 
tionen, die Strikes, weil die Löhne überhaupt in Rückgang geriethen und 
keinerlei Ausſicht boten. da war auch die ſocial⸗demokraliſche Bewegung voll⸗ 
aa 10 uch Auf . 85 Ai ri in wenig geſchickter Weiſe einge⸗ 
ritten durch Auflöſung von Verſammlungen, die in den weni 
geſetzlich war. (Sehr richtig! links.) aer Burn 
Durch Hausſuchungen und Verhaftungen, geradezu durch Mißbandlung 
der Agitatoren. Dadurch hat man dieſe Leute erſt zu Märtyrern gemacht 
und ihnen in den Augen ihrer Anhänger eine viel höhere Bedeutung gege⸗ 
ben, als fie gehabt haben würden, wenn man dieſe Bewegung ſich ſelbſt über⸗ 
laſſen hätte. Gerade aus den Wirkungen ſolcher Polizeimittelchen, wie fie 
ſeit den letzten Wahlen gegen ſocial⸗demokratiſche Vereine geübt worden ſind, 
abe ich für mich in der Ueberzeugung gewonnen, daß man durch ſolche 
üttel Die Bewegung nicht niederhält, ſondern ſchürt und ftärtt. Worüber 
wir Anklage erheben, das iſt: daß man dieſer Entwickelung Raum gegönnt 
bat, wo ſie ſich außerhalb und gegen das gewöhnliche Geſetz ausbreitet, 
daß man geſtattet hat, daß man mit Gewalt Verſammlungen fprengte, 
tumultariſch einbrach, jedes Hausrecht verletzte und es dadurch unmöglich 
machte, allgemeine und öffentliche Verſammlungen zu veranſtalten, es ſei 
denn, daß man vorher mit Gewalt die Gewalt vertrieb. Eben weil man die 
allergewöhnlichſten Strafgeſetze gegen dieſe Banden damals außer Anwendung 
ließ, hat man es im hohen Maße erſchwert, der ſocial⸗demokratiſchen Bewegung 
in ruhiger Diseuſſien, namentlich in Berlin, gegenüderzutreten. Der Herr Nbg 


5 Bebel hat neulich im Reichstag getadezu öffentlich die Anklage erhoben, daß 


Herr von Schweizer ein bezahlter Regierungsagent geweſen ift. Ich weiß 
nicht, was Herr Bebel für ein Intereſſe gehabt haben ſoll, dieſe Anklage zu 
erheben, wenn er ſelbſt nicht davon überzeugt ware, denn er iſt der Nach⸗ 
folger des Herrn v. Schweitzer und er — damit nur, daß ſeine Partei, 
wenigſtens in Berlin, künſtlich von der Regierung großgezogen worden fei. 
Ob Schweitz erbezahlter Regierungsagent geweſen iſt, weiß ich nicht, aber daß 
Hr. v. Schweitzer und der Geh.⸗Rath Hr. Wagner, wenn ſie unter einer Decke 
geitedt hätten und gleichmäßig aus öffentlichen Mitteln unterhalten wurden, 
nicht beſſer hätten zuſammenſpielen können in der ganzen Zeit, als fie zu⸗ 
ſammengeſpielt haben, das weiß ich. —4 

Miniſter Graf zu Eulenburg: Die Behauptung, daß ein ſocialdemo⸗ 
kratiſcher Führer ein Agent der Regierung ſei, iſt nicht neu; es iſt das ein 
bequemes Mittel, wenn es gilt, denſelden zu ſtürzen. Die Weberdeputation, 
auf die vorher hingewieſen wurde, ist, da die Sache mein Reſſort nicht bes 
rührte, meinem Gedächtniß vollſtändig entſchwunden, ein Beweis, daß ber: 
ſelben eine beſondere Bedeutung nicht beigelegt worden iſt. Daß die Regie⸗ 
rung eine Zeit lang gezögert bat, gegen die ſocialdemokratiſche Partei vor⸗ 
zugeben, dalte feinen Grund durchaus nicht in dem damals gegen die Fort⸗ 
ſchriltspartei geführten Kampfe, ſondern lediglich in den don mir vorher an⸗ 
gegebenen Erwägungen. 

Die Debatte wird biermit geſchloſſen und der Dispoſitionsfonds in nament⸗ 
licher Abſtimmung mit 173 gegen 131 Stimmen bewilligt. (Gegen den⸗ 
ſelben ſtimmt das Centrum, die Fortſchrittspartei und die Polen) 

Zum Etat des Staatsarchids fragt Abg. Röpell, ob die in dieſem 
gehe mehrgeforderte Summe zu bloß archivaliſchen Zwecken oder zu neuen 

ublicationen, die bisder arg vernachläſſigt worden, beftimmt ſeien. 

Regierungs⸗Commiſſar v. Sybel: blos archivaliſche Zwecke wird 
nur ein ſebr geringer Theil der bier geforderten Summe gebraucht, der 
Haupttheil wird für neue Publicationen zur Verwendung kommen. Die Re⸗ 
gierung iſt auf die hierauf bezüglichen Anträge des zeitigen Directors bereit⸗ 
willig eingegangen und es find eine größere Anzahl urkundlicher, zum Theil 
darſtellender Werte, von der Archivverwaltung bereits in Angriff genommen 
und werden zum Theil im Laufe dieſes Jahres im Druck erſcheinen. Darunter 
iſt u erwähnen: ein Urkundenwerk über die Geſchichte der Gegenreformation 
in Weſtfalen, die . einer Auswahl preußiſcher Geſandtſchaftsberichte 
aus Paris unter der Regierung Ludwigs X VI. bis zum Beginn der Mebo« 
lution, ſowie die Ausgabe eines Urkundenwerks über die auswärtige Politik 
Preußens in den Jahren 1813, 14 und 15. 2 ? 

Abg. v. Heeremann beklagt ſich über die Unzugänglichteit der preußi⸗ 
ſchen Archive und dofft, die gegenwärtige Archivverwallung werde das bis ⸗ 
berige Prinzip der Geheimhaltung nicht beibehalten, ſondern eine größere Cr: 
3 1 der Benutzung der Archibe, wie dies in anderen Ländern üblich, 
eintreten laſſen. 

Regierungscommiſſar Geb. Rath v. Sybel: Wenn auch ein Staats⸗ 
archiv ſelbſtverſtändlich niemals die Natur einer Bibliothek anzunehmen ver⸗ 
mag und über die Benutzung ſtrenge Vorſchriften exiſtiren, ſo wird von der 
beſtehenden Verwaltung jede mögliche Erleichterung in der Benutzung gern 
gewährt werden. a k 

Ein Antrag des Abgeordneten Röpell, „zur Herftellung von Genera 


Re 


em Etat ges 


gt. 5 8 
Zu Cap. 49 „Oberexamingtions⸗Commiſſton zur Prüfung für die höheren 
Verwaltungsämter“ Een, Abg. Zelle Aufklärung darüber, wie es komme, 
daß bier. der Etat 2910 Mark an Remunerationen für die Examinatoren 
ausſetze während in den Etatsbemerkungen geſagt wird, daß im Jahre 1876 
borausfihtlih nur ein einziger Candidat zur Prüfung gelangen werde. 
Finan miniſter Camphauſen erklärt, es ſei bereits Einleitung getroffen, 
dieſe R muneration einzustellen, fo daß die Summe erſpart werde. 
Die Nofitionen werden bewilligt. 0 
5 Zu Cap. 51 „Gerichtshof zur Entſcheidung der Competenz⸗Conflicte“ 
emerkt: 1 
Abg. v. e Pen meine er ei 
egen die hier geforderte n immen. Jeder Gerechtigkeitsliebende 
— die 8. dieſer Behörde nur dringend wünſchen. Wie tief ihre 
ingriffe in das Rechtsleben und Rechtsgefühl des Volkes find, beweiſt der 
eclatante Fall, in . ein Gutsbeſitzer in Poſen, der eine Kloſterbiblio⸗ 
thek rechts giltig gekauft hatte, von dem Landrath dieſes feines Eigenthums 
mit Hille don Gendarmen gewaltſam beraubt wurde, ohne daß ihm irgend 
weſche rechtliche Genugthuung zu Theil wurde, weil auf die Klage des Be⸗ 
ae die er l. den Competenz⸗Conflict erhob. 5 
mache Sannobe fe de Glan der Mein act ice Beer 
1 ie Eingriffe in den Rechtsweg durch dieſe Behörde 
und u erlebungen des Rechtsgefübls in letzter Zeit fo ſchreiender Natur 
o 5 ; aß die Leute ganz empört zu ihm kamen und ihn fragten: wie 
5 97 elwas nur möglich? Er babe erwidert, fie hätten wohl ganz vergeſſen, 
a guad la in einem Rechtsſtaat leben. (Heiterkeit. ) 3 2 
achdem Abg. Miquel erklärt, daß er und feine Partei zwar für biefe 
Pofition ſtimmen, damit aber das Inſtitut ſelbſt nicht rechtfertigen wollen, 
— betreffende Poſten gegen die Stimmen des Centrums dom Haufe 
igt 
Um 4% Uhr vertagt ſich das Haus bis Sonnabend 11 Uhr. (Tages⸗ 
ordnung Fortſetzung der Etatsberathung.) 


Berlin, 18. Februar. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat 
dem Schullehrer Mathieu zu Roden im Kreiſe Saarlouis den Adler der 
Inhaber des Königlichen Hausordens von Hobenzollern verlieben. 


Se. Majeſtät der Kaiſer und König haben im Namen des Deutſchen 


Reichs den Großherzoglich ſächſiſchen Auditeur Schoell zum Vice⸗Conſul des 


London ernannt. Demſelben iſt auf 
20 die allgemeine Ermäch⸗ 
bnahme von Eiden ertheilt 


Deutſchen Reiches für den Hafen von 

Grund des Geſetzes vom 8. November 1867 

figung zur Abhörung von Zeugen und zur 
orden. 

Se. Majeſtät der König hat dem Premier⸗Lieutenant der Reſerve des 
Garde⸗Küraſſier⸗Regiments von Buch, zu Rome im Kreiſe Prenzlau, die 
Kammer junkerwürde verlieben; den Regierungsrath Adam Peter Auguſt Oscar 
Alexander Padberg zu Magdeburg geadelt, und dem Schloſſermeiſter Anton 
Een zu Coblenz das Prädicat eines Königlichen Hof « Schlofjermeifters 

erliehen. . 
Dem Oberlebrer Eduard Borchard am Friedrich Wilbelms⸗Gymnaſium 
in Berlin iſt das Prädicat „Profeſſor“; und dem Lehrer Dute an der 
boͤheren Bürgerſchule zu Marburg das Prädicat „Oberlehrer“ beigelegt wor⸗ 
den. — Der bisber bei der Königlichen Miniſterial⸗Baucommiſſion angeſtellt 
1 Bau⸗Inſpector Stüve iſt mit der Leitung des Baues der Gewerbe⸗ 

kademie und des Neubaues auf dem Grundſtücke der Werder'ſchen Mühlen 
in Berlin betraut worden. Der bisher als Haus⸗Inſpector der hieſigen 
Königlichen Muſeen angeſtellt geweſene Königliche Landbaumeiſter Bernhard 
Kühn it zum Königlichen Bau⸗Inſpector ernannt und demſelben eine Bau⸗ 
Inſpectorſtelle bei der Königlichen Miniſterial⸗Baucommiſſion hierſelbſt ver⸗ 
liehen worden. 

Berlin, 18. Febr. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König! 
empfingen heute den zum Kommandanten von Mainz ernannten Ge⸗ 
neralmajor von Lehmann, nahmen den Vortrag des Pollzeipräſtdenten 
von Madat entgegen, und arbeiteten für Sich allein. 

Beide Kaiſerliche Majeſtäten erſchienen geſtern auf dem Balle Ihrer 
Koͤniglichen Hoheiten des Prinzen und der Prinzeſſin Carl. 

(Reichs⸗Anz.) 

O Berlin, 18. Februar. [Die ländlichen Arbeiter. — 
Staatsſecretair v. Bülow.] In den Arbeiterverhältniſſen auf 
dem Lande wird nach vorliegenden Berichten der landwirthſchaftlichen 
Vereine in Betreff des Jahres 1874 inſofern ein Fortſchritt gegen 
das Vorjahr conſtatirt, als die Klagen über den drückenden, dem 
Großgrundbeſitzer den Wirthſchaftsbetrieb erſchwerenden Mangel an 
Arbeitern nicht mehr ſo allgemein erhoben werden. 


hiervon liegen zum größten Theil darin, daß in Folge der ungünſti⸗ tre 


gen mercantilen Verhältniſſe die induſtrielle und die Bauthätigkeit be⸗ 
ſchränkt worden iſt, fo daß einerfeiid der Abzug der Arbeiter vom 
Lande ſich ſehr verringerte, andererſeits ſogar ein nicht unbedeutendes 
Contingent von Arbeitskräften zur landwirthſchaftlichen Arbeit zurück: 
gekehrt iſt. Auch hat die immer allgemeiner ausgedehnte Einführung 
von landwirthſchaftlichen arbeilſparenden Maſchinen einen nicht uner: 
heblichen Einfluß auf die Verringerung der Arbelter⸗Calamität ausge⸗ 
übt. Hierbei find namentlich die Mäh⸗Maſchinen von Wichtigkeit, 
well zur Zeit der Ernte ſich immer der größte Arbeiter mangel zeigte. 
In denjenigen Provinzen, wo in früheren Jahren ein großer Theil 
der ländlichen Arbeiterbevölkerung den Verlockungen von Auswande⸗ 
rungs⸗Agenten oder der Hoffnung auf beſſere Zuſtände im Auslande 
nachgab und die Heimath verließ, wie in Preußen, Pommern, Schles⸗ 
wig⸗Holſtein, Hannover, läßt ſich erfreulicher Weiſe eine bedeutende 
Verminderung der Neigung zum Auswandern erkennen. Die Höhe der 
Lohne iſt kaum geſunken und iſt eine für den landw. Betrieb außer: 
ordentliche. Als weit verbreiteter und von Jahr zu Jahr wachſender 
Nachthell wird hervorgehoben, daß die Abneigung junger Arbeiter, ſich 
in ein feſtes Dienſtverhältniß zu begeben, trotz der hohen Löhne immer 
mehr zunimmt. Dieſelben ziehen es vor, im Tagelohn ihre Arbeits⸗ 
kraft zu verwerthen, weil fie die Gebundenheit eines Geſinde⸗Verhält⸗ 
niſſes ſcheuen. Die Einführung von Löhnung nach Leiſtung, Accord⸗ 
lohn, greift nicht in dem Maße um ſich, als dies wünſchenswerth iſt. 
In den meiften Gegenden find es nur die Erntearbeiten, Torfſtechen 
u. ſ. w., wobei der Accordlohn zur Anwendung kommt, weil eben die 
Stimmung der ländlichen Arbeiter ſich mehr dem Arbeiten nach Tage⸗ 
lohn zuneigt. — Der Staats ⸗Secretär von Bülow iſt ſowelt wieder 
en, daß er geſtern feine amtlichen Functionen wieder aufnehmen 
= Berlin, 18 Februar. [Si i 

s. Ä bung des Bundesraths. 
Uebungen 5 gez — Die Wegeordnung. — Truppen⸗ 
Reichskanzleramt = Bundesrath hielt heute Nachmittag 1 Uhr im 
D ne Plenarſitzung unter dem Vorſitz des Staats⸗ 

miniſters Delbrück. € A ; 
ler Pol-Unterbeamt utrag, betreffend die bei der Penſionirung 
zwe a en in Amechnung zu bringende Kirchen⸗ und 
Gemeinde⸗Dienſtzeit, ging an den Re Bau Es folgte Be⸗ 
über die Anträge, nem ungsausihup. „ae folgte der 
ſchlußfaſſung betreffend die weitere Behandlung der 
Entwürfe des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Procrforbnungen; 
die Vertheilung eines weiteren Betrages aus dem Antheile des Nord: 
deutſchen Bundes an der framzoſſſchen Kriegskoſten⸗Entſchädigung. 
Sodann ſchritt man zur Wahl don Mitgliedern der Reichſchulden⸗ 
Commiſſion und zur Verſtärkung der leßteren. Der berelts mitge⸗ 
theilte Antrag der Ausſchüſſe, betreffend die Anwendung des Reichs⸗ 
bankgeſetzes auf diejenigen Notenbanken, welche auf das Notenausgabe⸗ 
recht verzichtet baben, wurde den Augsſchüſſen zu weiterer Berathung 
überwieſen. Mündliche Berichte des Zollausſchuſſes wurden erftattet 
über die vom Reichstage überwieſene Petition wegen Ermäßigung des 
Zolles für das Kindermehl des Chemikers Neſils in Vevey; eine Ein⸗ 
gabe wegen zollfreier Einlaſſung von Gewürzen zur Fabrikation ätheri⸗ 
ſcher Oele; eine Eingabe wegen zollfreier Einfuhr von Geräthſchaften 
zur Rettung Schiffbrüchiger. Es folgten mündliche Berichte des Rech⸗ 
nungé⸗Ausſchuſſes über: den zweiten Bericht der Reichsſchulden⸗ 


5 zen der Staatsarchive in erſter Rate 6600 Mark zu bewilligen“, Commiſſion, betreffend den Reichs Invalidenfonds, 
se 5 angenommen und die übrigen Poſitionen 3 d 


Die Gründe weg wird unter Umſtänden eine Verzögerung bei der Ueberführung der be⸗ 


| Helmath fortzuſetzen. 
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und den Suppe gegeben wär, ſank der General⸗Capitän obne jeden Laut und ſchmer⸗ 


los i Arück. Ku dor batte er noch mit dem Kriegs⸗ 
achten Bericht der Reichsſchulden ⸗Com:miſſion, betreffend das nie eg 11 re) 15 he a 


Schuldenweſen des Reichs und den Reichskriegsſchatz; endlich über ſchlag hat ein schnelles, fans Ende bereitet. Alle an« 
den Antrag wegen Bewilligung von Remunerationen an Poſtbeamte benen Antigen Olelehungen 2 ae Die Beſtürzung war 
für Mehrarbeiten aus Anlaß der Münzumwandlung. Ueberall wurden eine allgemeine, und wurde die Tafel ſofort aufge boden. Der 8 
die Ausſchußanträge angenommen. — Zu den Gegenſtänden, welche in] welcher ſich in allen Schichten der bieſigen Berökerung der — 159 Loc 
der lezten Sigung des Reichstags unerledigt geblieben, gehört das allgemein A®fung und Berebrung zu, erfreuen batte, mar zu Heielhng mch pa 
geboren, ſtand ſonach im 74. Lebensjahre. Frhr. v. La de r 
erwartete Geſetz über einheitliche Beſtimmungen bezüglich der Straf-| mit der Erziebung weiland des Prinzen Adalbert betraut, und bekleiden das 
vollſtreckung, das fogenannte Gefängnißgeſetz. Wie wir hören, liegt Amt eines Hofmarſchalls bei dem Prinzen Luitpold und lange Jahre ber 
es in der Abſicht, dieſe Materie jedenfalls mit den Reichsjuſtizgeſetzen dem perſtorbenen König Ludwig I. Seine Ernennung zum Generalcapiidw⸗ 
zu erledigen. Die Arbeiten, welche im preußlſchen Juſtizminiſterium 
behufs Aufſtellung eines förmlichen Entwurfes gemacht worden, welcher 
dem Reichskanzler mit einer Denkſchrift eingereicht worden, ſollen dabei 
benutzt werden. Inzwiſchen wird die Reſſortfrage bezüglich des Ge⸗ 
fängnißweſens das Abgeordnetenhaus demnächſt beſchäftigen. Man 
wünſcht vor wie nach, daß das Gefängnißweſen vom Juſtizminiſter 
reſſortiren möge. Das Miniſterium des Innern ſteht dieſem Antrage 
durchaus ablehnend gegenüber, man geht dabei von der Anſicht aus, 
daß ſich die Verwaltung unter den jetzigen Verhältniſſen billiger ſtelle. 
Wänſche und Beſchwerden über das Gefängnißweſen ſollen dabei wieder 
von verſchiedenen Seiten geltend gemacht werden. — Die Commiſſion 
für die Wegeordnung hofft, geſtützt auf ihre vorjährigen umfang⸗ 
reichen Arbeiten in dieſer Seſſion, ſehr bald an das Plenum berichten 
zu können. — Die für den nächſten Sommer und Herbſt angeord⸗ 
neten Truppen⸗Uebungen werden eine Erweiterung gegen frühere 
Jahre erfahren. Es ſollen zum erſten Male Seitens der einzelnen 
Truppentheile und zwar in der erſten Hälfte des Juni Gefechts⸗ und 
Schießübungen im Terrain ſtattfinden. Beiſpielsweiſe werden die in 
Berlin garniſonirenden Truppen zu dieſen Uebungen in dem gedachten 
Monat auf 12 Tage in die Umgegend ausrücken. Zur ſelben Zeit 
ſind Uebungen der Landwehr⸗Bataillone angeordnet, wie ſie in dieſem 
Umfange ſeit 1868 nicht ſtattgefunden haben. Die Bataillone und 
Compagnien der Landwehr ſollen durch active Offiziere commandirt 
werden. 

[Die ultramontane Preſſe.] Der clericale Verleger Wörl in Würz⸗ 
bürg hat kürzlich einen „katholiſchen“ Zeitungskatalog herausgegeben, in 
welchem Heerſchau ab gehalten wird über die den ultramontanen Tendenzen 
dienenden periodiſchen Preßerzeugniſſe Deuiſchlands, Oeſterreich⸗Ungarns und 
der Schweiz. Das Verzeichniß zählt in den genannten Ländern nicht weniger 
als 368 Blätter auf, von denen 310 in deutſcher, die übrigen 58 in fremden 
Sprachen erſcheinen. Auf das Deutſche Reich kommen davon 248, auf 
Oeſterreich⸗Ungarn 76, die Schweiz 44. In Deutſchland iſt unſere Abein⸗ 

Bene, am ſtärkſten mit clericalen Blättern geſegnet, nämlich mit 67; dann 
folgt eſtfalen mit 31, Schleſien mit 14, Preußen und Hannover mit 
je 6, Heſſen⸗Naſſau mit 5 u. ſ. w. Von den politiſchen Zeitblättern zählt 
das berüchtigte „Vaieriſche Vaterland“ Ehren ⸗Sigl's die meiſten 
Abonnenten, 12,000; nach ihm kommt das viel nicht beſſere „Huttler'ſche 
„Neue Augsburger“ mit 11,000; als drittverbreitetſte ſind die „Eichsfelder 
Volksblätter“ mit 9000 angegeben und dann folgen secundum ordinem 
die „Kölner Volks⸗Zeitung.“ (8600), die „Eſſener Volks⸗Zeitung“ (8000), 
„Germania“ (7025), „Däſſeld. Volksbl.“ (6800) u. ſ. w. Die als Gage 
gegen die „Gartenlaube“ gegründeten gutkatholiſchen Unterbaltungsblätter 
„Alte und Neue Welt“ und „Deutſcher Hausſchatz“ geben ihre Abonnenten⸗ 
85 auf 60,000 reſp. 40,000 an. Da die „Gartenlaube“ die Zahl ihrer 

bonnements auf 415,000 angiebt, kann ſie der clericalen Concurrenz einſt⸗ 
weilen noch immer mit Ruhe gegenüberſtehen. Auch Witz und Satyre find 
für den Ultramontanismus mobil gemacht in den Münchener Blättern: 
„Das Narrenſchiff“ und „Die Bremſe“, von denen für's erſtere 10,500, für's 
letzte 4000 Abonnenten angegeben werden. Als wünſchenswerth wird es 
bezeichnet, in München und Wien zwei große Centralorgane zu gründen. 
welche annähernd den Einfluß und die Bedeutung für Süddeutschland hät⸗ 
ten, wie ſie die „Germania“ für Preußen beſitzt. 

* (Auf der Eiſenbahnſtrecke Köln⸗Verviers! iſt in Folge einge: 
tretener. Ueberſchwemmung des Eiſenbahn⸗Fahrdammes und dadurch herbei⸗ 
geführter Erdrutſchung der regelmäßige Ei De ſeit dem 17. Februar 
gehemmt. Von dieſem Tage ab, muß bis auf Weiteres zur Beförderung 
der Poſt, ſtatt des unmittelbaren Weges, von Köln nach Aachen, die Eiſen⸗ 
bahnverbindung über Euskirchen und Düren bezw. über Neuß und Düren, 
zum Theil unter Einſtellung beſonderer Züge, benutzt werden. Dieſer Um⸗ 


unterm 8. Juli 1875 der Charakter als General der Cavallerie verliehen 
wurde. Feldzüge hatte der Verſtorbene nicht mitgemacht. 

Nürnberg, 18. Februar. [Das Hochwaſſer] hat in der ver⸗ 
gangenen Nacht eine Höhe erreicht, wie fie ſeit dem Jahre 1849 noch 
nicht wieder erreicht war. Der Verkehr zwiſchen den beiden Ufern des 
Fluſſes iſt nur an einer Stelle möglich, ſämmtliche übrigen Uebergänge 
ſind geſperrt. 

| Oeſterreich. 

Wien, 18. Februar. [Ueberſchwemmung.] Nachdem ber Eid: 
ſtoß der Donau ſich heute früh um 3 Uhr in Bewegung geſetzt hatte, 
iſt das Waſſer im Hauptſtrom wie im Canal feit Vormittags im 
Steigen begriffen. Um 1% Uhr Nachmittags wurde das dritte Noth⸗ 
ſignal gegeben, zum Zeichen, daß die Gefahr einer Ueberſchwemmung 
unmittelbar bevorſteht. 

Wien, 18. Februar. [Dem Abgeordnetenhauſe] wurde 
heute vom Miniſter des Innern, v. Laſſer, der zum erſten Mal fett 
feiner Erkrankung wieder im Haufe erichien und lebhaft begrüßt wurde, 
der Geſetzentwurf, betreffend die Unterſtützung der nothleidenden Be⸗ 
völkerung in Galizien, vorgelegt. Der Geſetzentwurf wurde ſofort 
dem Budgetausſchuſſe überwieſen. Die Vorlage betreffs Herſtellung 
der Locomotiobahn Erbersdorf Würbenthal wurde in zweiter Leſung 
angenommen. Der Handelsminiſter war lebhaft für dieſelbe einge⸗ 
treten. — Das Herrenhaus hat heute die Delegationswahlen vorge⸗ 
nommen. 

Die „Polltiſche Correſpondenz“ wendet ſich in einem augenſchein⸗ 
lich inſpirirten Artikel gegen den Vorwurf, daß mit der vom Finanz⸗ 
miniſter projesgirten Emiſſion einer öſterreichiſchen Goldrente in die 
einheitliche Rente Breſche gelegt werde. Ein flüchtiger Rückblick auf 
das Geſetz vom 24. December 1867 laſſe erkennen, daß die einheit⸗ 
liche Rentenſchuld und ſpeclell jene Schuld, wozu Ungarn einen Bel⸗ 
trag leiſte, ein abgeſchloſſenes Ganze bilde. Die neue Operation 
bedeute thatſächlich in jedem Sinne eine neue Schuld, die allein die 
im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder belaſte. Der Finanz⸗ 
miniſter habe ein neues von der einheitlichen Rente ſich unterſcheiden⸗ 
des Effect ereiren müſſen; es ſei vom Standpunkte der Zweckmäßigkeit 
aus zu erwägen geweſen, worin die unterſcheidenden Momente zu be⸗ 
ſtehen haben würden. 

[Die Ueberſchwemmung.] Gegen 3 Uhr ſtieg das Waſſer 
im Donaucanale in rapider Weiſe; nachdem aber der Schutzdamm 
unweit Freidenau weggeriſſen worden war, fiel daſſelbe wieder um 
5 Fuß. In den niedrig gelegenen Gaſſen des 2., 3. und 9. Bezirks 
dringt das Waſſer bereits in die Keller, auch der Centralkirchhof iſt 
unter Waſſer und find Beerdigungen auf demſelben filtitt. Der Kaiſer 
und die Kaiſerin beſuchten Nachmittags die von der Ueberſchwemmung 
bedrohten Stadttheile. 

Prag, 18. Februar. [Die Moldau! iſt ausgetreten und hat die 
niedrig gelegenen Gaſſen der Altſtadt, der Joſephſtadt, der Kleinſelte, 
ſowie einen Theil der Moldauinſeln überſchwemmt. Die Qualbauten 
ſtehen gleichfalls unter Waſſer. Das Waſſer ſteigt noch fortwährend. 

Schweiz. 

Bern, 15. Febr. [Zum Referendums recht. — Vom Po⸗ 
lytechnteum in Zürich. — Zur Bern⸗Luzern⸗ Bahn.] Die 
Beſtimmungen, welche der Bundesrath, betreffend die amtliche Be⸗ 
ſtätigung der Unterſchriften für die in Zukunft einlaufenden Referen⸗ 
dums⸗Begehren feſtgeſtellt hat, berühren hauptſächlich folgende drei 
Punkte: 1) Beſtätlgung der Stimmberechtigung in eidgenöfftichen 
Dingen; 2) daß das Referendumsrecht in der volitiihen Gemeinde, in 
der man ſtimmberechtigt iſt, ausgeübt worden iſt, und 3) Anzeige der 
Zahl der Unterſchriften durch den Gemeindevorſteher auf der Liſte 
ſelbſt, damit nicht nach der Legaliſation neue Unterſchriften von nicht 
ſtimmberechtigten Bürgern hinzugefügt werden können. — In ſeiner 
heutigen Sitzung hat der Bundesrath Herrn Dr. Georg Lunge von 
Breslau, gegenwärtig Director einer Fabrik chemiſcher Producte in Weſtoc, 
South⸗Shields (England), an die Stelle des verſtorbenen Dr. Kopp 
zum Profeſſor der Chemie und chemiſchen Technologie am eidgenöſſiſchen 
Polytechnieum in Zürich, verbunden Mit der Direction des dortigen 
chemiſch⸗techniſchen Laboratoriums, ernannt. — Die in Olten ſtattge⸗ 
fundene Verſammlung der Obligationsgläubiger der Bern⸗Luzern⸗Bahn 
hat ſich mit der von deren Directorium, behufs Vermeldung des Con⸗ 
curſes vorgeſchlagenen und von der Berner und Luzerner Regierung 
genehmigten Vereinbarung nicht einverſtanden erklärt, wohl aber auf 
Grundlage von Vorſchlägen der Creditoren ein neues Project zur Ver⸗ 
ſtändigung ausgearbeitet, über welches die genannten Regierungen zu⸗ 


enden Correſpondenz, namentlich im Verkehr mit Belgien, Frankreich, 
England ꝛc., gegenüber den ſonſt beſtehenden Beſörderungs⸗Einrichtungen 
nicht ganz vermeiden laſſen. 

Sr. Maj. Schiff „Gazelle“] iſt am 17. d. M. in Monte⸗ 


video eingetroffen und beabſichtigte am 19. cr. die Reiſe nach der 


Braunſchweig, 17. Februar. [(Zum Prozeß Raſch.] Der Verhand⸗ 
lung präſidirt der Obergerichts⸗Director d. Pawel. Was das Vorleben 
des nicht erſchienenen Angeklagten betrifft, jo it zu erwähnen, daß er 
er wegen Betheiligung an revolutionären Umtrieben zu fünfzehnmonallicher 
Feſtungshaft und Verluſt der Nationalcocarde, ſpäter wegen Veranſtaltung 
einer Lolterie zu 10 Thlr. Geldbuße, endlich wegen einer Beleidigung 
des Generals Vogel v. Falckenſtein zu einer Geldbuße von 25 Thlrn. ver⸗ 
urtheilt worden iſt. Von den Zeugen des Angeklagten iſt Nie mand er⸗ 
ſchienen. Nach Verleſung der Anklage beantragt der Herr Staatsanwalt Koch 
die Verleſung der Zeugenausſagen. Dagegen proteſtirt der Herr Vertheidiger 
öpcke. Der Gerichtshof zieht ſich zurück und beſchließt die beantragte Ver ⸗ 
leſung. Es wird damit begonnen. Die Ausſage des Fürſten Bismarck 
läuft darauf hinaus, daß er ſich etwaiger Aeußerungen, die er nach dem 
Buche gemacht haben ſoll, nicht entſinne. Er wolle dies ſagen, obwohl er 
zum Zeugniß nicht verpflichtet ſei. Es kommen noch zur Verleſung die Aus⸗ 
jagen des Herzogs von Auguſtenburg (derſelbe erinnert ſich ebenfalls nicht 
der ihm in den Mund gelegten Aeußerungen), der Herren Lauth, Carré, 
Guerber, Leiſtenberger, Richter, Aegidi, Sonnemann, Durand, Teutſch; hier 
wurde eine kleine Pauſe gemacht. Nach derſelben wurden noch Protokolle 
über die Ausſagen des Herrn Feſſel, ſo wie Mittheilungen über die Perſön⸗ 
lichkeit der genannten Zeugen verleſen, die wohl durchweg zu Gunſten der 
letzteren lauteten. Um 12½ Uhr wurde die Sitzung bis 3 Uhr vertagt. 
Köln, 18. Februar. [Banquier v. Kaufmann.] Geſtern 
it 2 Meilen unterhalb Kölns im Rhein die Leiche des vor einiger 
Zeit ertrunkenen Banquiers von Kaufmann⸗Aſſer aufgefunden worden. 
Dresden, 18. Februar. [Der Kronprinz des Deutſchen 
Reiches und von Preußen] und die Frau Kronprinzeſſin wohnten 
geſtern dem Hofballe mit dem Könige und der Königin von Sachſen 
bis zum Schluſſe bei und ſind heute Vormittag um 10 Uhr nach 
Berlin abgereiſt. Der König, die Königin und die prinzlichen Herr: 
ſchaften geleiteten den Kronprinz und dle Kronprinzeſſin zum Bahnhofe, 
woſelbſt auch der Großherzog Johann Albrecht von Mecklenburg und 
der preußiſche Geſandte anweſend waren und auch der Ehrendienſt ſich 
verabſchiedete. 

Frankfurt a. M., 18. Februar. [Das eingetretene Hod: 
waſſer] if noch im Steigen und hat den Quairand am Fahrthor 
bereits überſchritten. 
Mainz, 16. Februar. [Auflöſung.] Nachdem durch die be⸗ 
kannte Entſcheidung des koͤnigl. Obertribunals zu Berlin der Verein 
deutſcher Kathollken für den Bereich der preußiſchen Monarchie als 
verbotener Verein erklärt worden war, beſchloß der in Mainz domi⸗ 
cilirte Vorſtand, auf heute eine außerordentliche General⸗Verſammlung 
zu berufen und derſelben den Vorſchlag zu unterbreiten, den Verein 
überhaupt aufzulöſen. Die Verſammlung, welche zahlreich beſuche war, 
adoptirte einſtimmig dieſen Beſchluß, und wurde hiernach der Verein 
geſtern Mittag definitiv aufgelöft. 

München, 17. Februar. ueber das Lebensende des Generals 
v. La Roche! ſchreibt man der „Allgem. Ztg.“ von bier das Folgende: In d Namslauer Kreis, 17. Februar. [Zum Culturkampf.] Und 
beſter Geſundheit begab ſich derſelbe, einer Einladung des königl. Kriegs⸗ |fte bieben ſich, daß die Hunde das Blut leckten — d. b. immer bei der 
miniſters Herrn v. Maillinger Folge leiſtend, an die im Kriegsminiſterial⸗ Wahrheit geblieben — hätten lecken können — denn es war keiner dabei — 
Gebäude bereit ſtehende Tafel, an welcher ſich auch die Prinzen Luitpold, ſo erzählte mir der Lehrer. — In Sterzendorf iſt nämlich eine evangeliſche, 
Ludwig, Arnulf ꝛc, die hieſige Generalität 2c. eingefunden batten. Kurz in Steinersdorf eine kalboliſche Schule. — Um die öſterliche Zeit da gehen 
nach 4% Uhr Nachmittags, nachdem nach dem Service von Auſtern die] nun die evangeliſchen Kinder über 12 Jahre aus Steinersdorf nach Sterzen⸗ 


digung in Ausficht. 


Provinzial-Zeitung. 


* Breslau, 19. 3 [Orden.] Wie uns aus Berlin gemeldet 
wird, iſt dem königlichen Muſikdirector B. Bilſe in Berlin von Sr. Maj. 
dem Kaiſer von Rußland der Stanislaus⸗Orden 3. Kl. verliehen worden. 

[Die ſtädtiſchen Collegien von Elbing]. haben an den 
Oberbürgermelſter und Reichstagspräſidenten v. Forckenbeck, der be⸗ 
kanntlich längere Zeit zu Elbing Rechtsanwalt und Stadtverordneter 
war, eine Condolenzadreſſe folgenden Inhalts erlaſſen: 

„Ew Hochwohlgeboren haben jüngſt durch einen plötzlichen Hingang Ibrer 
verehrten Frau Gemahlin einen ſchweren und unerſetzlichen Verluſt erlitten. 
Wenn dieſes Ereigniß ſchon um ſeiner ſelbſt willen in allen Schich⸗ 
ten der Bevölkerung unſerer Stadt ein inniges Mitgefühl hervorgerufen 
bat, jo mußten insbeſondere die Herren Stadtverordneten, deren Colle⸗ 
gium Ew. Hochwohlgeboren eine Reihe von Jahren * Aa haben, und 
mit denen gemeinſchaftlich Sie in guten und ſchlimmen Tagen zum Beſten 
unſerer Stadt gewirkt haben, den harten Schickſalsſchlag, der Sie betroffen, 
warm mit empfinden. Dieſelben haben denn auch in ihrer erſten Sitzung vom 
II. d. M. einmülhig beſchloſſen, Ihnen, hochgeehrter Herr, ihre aufrichtige 
Theilnahme auszudrücken und uns erſucht, dieſen Beſchluß Ihnen über ⸗ 
mitteln. ae wir dieſem Wunſche bierdurch ungeſäumt nachkommen, 
können auch wir nicht unterlaſſen, uns dem Ausdruck herzlichen Mitgefüdls 
anzuſchließen, mit dem Wunſche, daß es Ihnen vergönnt ſein möge, in dem 
Aufblühen Ihrer werthen Familie Erſatz für Ihren herben Verluſt zu finden. 
Elbing, 12. Februar 1876. Der Magiſtrat. Thomale.“ ; i 

* [Niederſchleſiſch⸗Märkiſcher Bahnhof.) Der Courierzug 1 iſt 
mit 40 Minuten Verſpätung eingetroffen, und zwar wegen Defectwerden der 
Maſchine bei Buſchmühle und Finkenheerd. 


der aid a der Hartſchiere erfolgte unterm 27. April 1872, worauf ihm 


rr 


nächſt zu entſcheiden haben werden. Wie es heißt, ſteht eine Verſtän⸗ 
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dorf und mare die er rg rn aus 2 — e wurde elite Kleinig e . ſchließlich aber wieder etwas 
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dieſe Streiter zuſammza, was allerdings un: 
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oldaner Chauſſee, zur nur 24 Fuß breit, den⸗ waren beute reichlich — Spiritus hat ſich abermals im Werthe etwas ver⸗ 


Berliner Börse vom 18. Februar 1876. 
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. -noch den erſorderlichen Raum gewährt, um upig an einander vorüber pai- ſchlechtert; der Umſatz war lebhaft und zum Schluß die Haltung eher feſt. . 
14 ſiren zu können. * Allein das findet gegczcärtig nicht mehr ſtatt, jetzt heißt Weizen loco 175—213 M pro 1000 Kilogr. nach Qualuat rdert, Weshsel-Course. Elsenbabn-Stamm-Actien, 
1 es: „Hie Piu ie Jalt! — drauf — drauf — und täglich wird] weißer märkiſcher — M. ab Bahn bez., gelber mecklenburger — bez., ımsterdamiO0FL;$ T 116220 be Divid, prej 1874 | 1875 
BR ein Kampf geläprpit, in dem es blutige Köpfe giebt. — So manche Jeanne gelber märkiſcher — M. ab Bahn bez. weißbunter polniſcher — M. ab do. . 3 4 8 Aschen-Mastricht,| 1 | — - 
| RR d Arc feuert de muthigen Streiter zum Kampfe an, greift auch wohl jelbit| Bahn, ordinar gelb rumäniiher — M. be, pr. Februar⸗Mar — M. arte Jud res. mia f d jeergMärkische, „, — 
93 durch einen Griff in die letzeriſchen Haare eines Feindes in den Kampf mit] bez, pr. April⸗Mai 193, —194—193% M. bez., pr. L iR bis] *otarsburglo0sR.| 3 M. 126098 be IpesunDresden | 3“ — 
2 > ein, genug, die Sache wäre zum Todtlachen, dieſe 12: und 13jährigen Kinder | 198—197% M. bez., pr. Juni⸗Juli 201— 201% 201 M. „ pr. Juli⸗ Warschau . f 4 25 48 bs Berlin-Görlitz. 0 ° 
UN ſich mit dieſer Erbitterung prügeln zu jeden, wenn fie eben doch nicht ſo] Auguſt 204% — 204 M. bez., pr. September⸗October 20605 Nen 2 4% 7830 br [Borlin-Hamburg. Jia | — 
Mir verdammt eruſt wäre. — Dabin find wir alſo gekommen! — Doch lafien| Gekündigt — Gtr. Kündigungspreis — M. — Moggen loco 146--160 —— - Fre ee 17 m 
455 wir jede unliebſame Nebendemerkung bei Seite, um nicht womöglich mehr] M. pro 1000 Kilogr. nach Qualität gefordert, euſſiſchet 146 —140 M. bez., Fonds- und Geld- Course. Berlin-Stettin 0% _ 
ih Del dazwiſchen zu gießen, mag Jeder ſich das Seine denken, vielleicht giebt | polniſcher 149% —150% M. bez., inländiſcher 156—158 M. ab Bahn bez., bat. Anl. A Ncnsol 4% 108,0 bs |Böhm, Westbahn.| 5 6 
1 die „Germania“ eine genügende Erklärung. Dr: 9 eye 11 M. bez., * Jun 145 vr. 5 bez., pr. KU TE re re | = 
1 a jahr 149 150-149 bez. pr. Mai: juni 143 — „ bez., pr. Juni⸗ Präm,-Anleibe v. 1855131113209 bıB do. Lit. % W |6 
Pi: 1 . Di i Juli 148 — 149 M. bez., per Juli⸗Auguſt 148-149 M. bez., pr. Septem: | #erliner Stadt-Oblig. 4½ lol se ds Cuxhaven. Elend. 6 | 6 
12 mann. 8 ae Adern e tee 1 übernug der⸗Oetoder — M. bez. — Gekündigt 1000 Eimr. Kündigungspreis 150 M. FyBerliner. »,... 4 10 d JDux-BodenbachB.| 0 | ® 
1 ſich auch auf den beutig hr, doch vermochte dieſer die bisber ihm ſo 5 . , © Pominersche 3 40 6 Gal. Carl-Lud w. B. 8% | — 
1 eng gezogenen Grenzen trotzdem nicht zu Aberſchreiten. Regeres Leben fand I. Gerſte loco 132-178 M. nach Qualität gefordert. — Hafer per 100% J Pescusche neue. 4, 2498 br Halle Sorau.Gud. 9 | — 
„ nur auf dem Gebiete der internationalen Speculationswerthe ftatt. Oeſterr. Kilo loco 135—180 M. nach Qualitat gefordert, oſtpreußiſcher 150—176 | ü\Schlesische =... 4 8880 , Asche Ode, | — 
1 ** Creditactien eröffneten in wenig feſter Haltung und ſetzten mit einer Notiz M., weſtvrenßiſcher 150—176 M., fuſſiſcher 150 -i76 M., pommerſcher] 4 yommerse ce Be SAT BER 8 1 
g feſter Haltung und ſetzten mit einer Notiz F \ f | £|Pommersche ... 97,20 ba Kronpr. Rudolfb, | 5 5 
* 5 ein, die um 3 M. gegen den geſtrigen Schlußcours zurüdblieb; bald beſſerte U M. bez, mecllenkurgiſcher 170—178 M. bej., boͤhmiſcher 168 bis 2 Posensche +. A | 97,08 8 Ludwigsh.-Bexb, |9 | — 
IR ſich indeß die Tendenz und der Cours konnte fortdauernd in ſteigender Richtung ſich 178 M. ab Babn, ben, pr. "Januar Februar — M ber, pr. Gr Lu uses 2 irren 
1 bewegen, fo daß das geitrige Niveau nicht nur zurückgewonnen, ſondern zeitweiſe] M. bez., * Mai: Juni 162% M. ber, pr. Juni⸗Juli — M. ber — e teaser. , | 9923 da ede Les | — 
Hp auch überſchritten wurde. In ähnlicher Haltung verkehrten Deiterr. Staatsbahn⸗ kündigt — Ctur. Kandigungspreis — M. — Eroſen: Kochwaare 172 bis & \Sehlesische.  ..» 119 40. tat 3.[(— 
I actien: diefe ſchloſſen zwar mit böchiter Notiz, blieben jedoch noch unter geftrigem | 210 M., Futterwaare 165-170 M. — Weizenmehl pr. 100 Kilo Br. un? | Endische Pram Ant „4 128,80 beg JMalns-indwigsh. | 6 | — 
0 ; ſchloſſen z t böchſ 3, blieben jedoch noch unter geſtrig f f * } 715 alerische 40% Anleihe 1836 bzB Niederschl. 
175 Schlußcours. Lombarden betbeiligten ſich zwar weniger am Verkehr, trugen | beritenert incl. Sad Nr. O 27,00 —26,00 M. be. Ar. 00, M. bei, Nr. eie. Mind. Frbalenach 3141109007 bes [Obersch,, Nn 
die aber von bornberein einen feften Charakter und fliehen mit einer Avance] O und 1: 25,50. 24.00 M bez. — Roggenmebl Nr. 0: 23,50—22.00 M., u seen do. . 42 
75 von 4½ Mark gegen geſtern. Oeſterreich. Nebenbabnen erfreuten ſich auch Nr. O und 1: 21,00—19,50 M. bez. — Roggenmehl Nr. 0 und 1: pr. Ja - Kerb. 40 ne en zu 55 D St-B. 3 — 
32 deute wieder einiger Vorliebe und gingen unter zahlreichen Gourserböhun: | muar. Februar 20,75 M. dez, pr. Februgr-Marz 20,80 Di. bei, pr. Mare) Sin Am eamieihe 83.75 bis  |Oest-Suab.(Lomk.) 11 — 
ni gen lebhaft um; zu den bevorzugteften gebören Galizier, AuffigeTeplig, | April — M. bez, pr. April Mai 20,95 M. bez., vr. Mat, Juni 21 M. ber, Hidendurger Loose 137,75 0 Ostpreuss. Südb, 6“ — 
he; Albrechtbahn, Böbmiſche Weitbahn, Dur-Bopenbad und Eiiſabeth⸗Weſtdahn. pr. Jun Juli 21,10 M. ber, pr. e 21,10 M. bey. — Gekan⸗ rg: Reine 
I Die localen Speculationseffecten berbielten ſich ſehr ruhig, ließen aber trog: dig — Eins. Ründigungspreis . M. — Delfaaten: Rape — M. Rübfen | ten IH bee (emimkeip. ebene 189 [6 
1 dem Festigkeit nicht dermiſſen. Disconto⸗Comm. 127, ult. 125% 77, M. nach Qualitat bez. — Müböl per 100 Kilo loco odne Faß 63 M. Lapoleun . eat. Bin: 176,76 6 de. Lit, B (40 gar) 4 4 
1 Dortm. Union 9%, Lau ab. 59, ult. 57 59. Auswärtige Staatsanleihen bez, mit Faß — M. bez, pr. Jauuar⸗Februar 64 M. bez. pr. Februar mperials — — aas. kn. 2445 br [Rhein Ble bes 10 
5 begeaneten aeringer Nachfrage und waren im Ganzen matt, nur 1860er Looſe Mär 64 M. bez, pr. April⸗Ma 64.5 6 M. pes, vr. * RN 2 
1 zogen an. Türken bebauptet Defterr. Renten gedrückt und Italiener nach- bis 3 M. bez., pr. Septemher⸗October 64,3 64 M. bey. — Gefundigt — Hypotheker-Certifioate. Stargard -Posener| 44, | 41, 
gebend. Von Ruſſiſchen Werthen waren . Anleihen beliebt und ſteigend. Etur. Kündigungspreis — M.“ T. Leinol loco — M. bez. — Petroleum] gruppischepartial-ubl.i5 1190.78 b Thüringer Lit Alm | — 
Preußiſche und andere Deutsche Staatspapiere undelebt, letztere eber matt. co 29,5 M, per 10% Kilo incl. Faß, pr. Januar⸗Februat 28 M. Br, pr.] zu. fäl. 4. r Hep-u. 2% 909 d ene ten. Js — 
If Baieriime und Badiſche Prämien:Anleibe nachlaſſend. Köln⸗Mindener Februar Marz — N. bez. Abgelaufene Anmeldungen — i e 44 88.78 826 
160 Loos⸗Antbeile gleichfalls niedriger. Das Geſchaft in Eiſenbahn⸗Peio- April⸗ Mai — M. bez, pr. Sepibr October 25 M. Br. — Gekündiat — Täg. Cen- Bod. Cr. 2% 100,29 b. 
ritäten blieb geringfügig bei feſter Tendenz. Auf dem Eiſenbahn⸗ Cinr Kündigungspreid — M. Inkünd, do. (1872)5 161,50 bz Elsenbahn-Stamm-Prieritäts-Aotlen. 
| actienmarkte berrſchte eine feſte Tendenz und bielten ſich die Notirun⸗ Spiritus per 10,000 Liter locr „obne Faß“ 44,4 M. bez., „mit Faß“ S. 1 &.110 40 100,25 be _ |Berlin-Görlitzer ...4 = jB | 65 br@ 
l en des geringen Geſchäfts⸗ Verkehrs wegen meiſt auf geſtrigem Niveau. M. bez. pr. Januar⸗Februar 45,3 M. bez., pr. Februar März — M. „. mapına-crins | — nee 
1111 . , /, . 
55 on Prioritäts⸗Stamm⸗Actien Halle⸗Sorauer ma Märkiſch⸗Po⸗ 4 2 gez., pr. i⸗Juli 48 — 48,2 N. bez., pr. Juli-Aug Andb.Hyp.Schuld. de, — Hannover-Altenb, | 0 33,75 ba 
25 ſener feſt. Bank⸗Actien ſtill. Gentralbant für Geno enſchzſten ebr belebt 49,2—5 M. bez., pr. Auguſt⸗Sewemder 50,2-5 M. ber, pr. Octoher⸗No⸗ 2e fe Heel 880 DS arc ben | 2 — 18 85 
1 0 f Ä amm. Hyp.-Briefe . 8 @ |Märkisch-P 0 6 8380 16 
Bor und ſteigend, . en befier, ee ee vember — Mark bez. — Gelündigt — Liter. Aändigungspreis — M. 1 de. I. Em 15 10055 5 Magdeb,-Halberst. | 34 75 3% 61,50 bad 
A og etwas an. Engliſche Wechslerbank höher. Coburger Credit begehrt 19. „ 97 8 i 8 \ do, Lit d 5 ‚| STE MG 
F Börſenbandelsverein lebhaft. Gerger Credit und Braunſchweiger Ban an⸗ A h 2 ei 12 , eee e - 2 n — be e 
b R uſch ngebot etwas reich „bei rubiger Stimmung Preiſe ſchwach behauptet. „ S% Pf. Tüalbr. m. x Pomm, Centralb...| 0 8. 1 
9 ziehend. Mecklenburger Boden⸗Credit beliebt. Propinzial⸗Gewerbe⸗Bank Weizen, in ſehr ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. ſchteſtſcher weißer] 4.4 do. do. . 110% 96.00 C Rechte-O.-U.-Hahn] 6% — |5 108 bzB 
4 weichend. Induſtriepapiere ohne regeren Verkebr. Böhm. Brauhaus höher, 15,70 bis 18,00 — 19,50 Mart gelder 15,50—16,75 18,50 Mart, feinſte deut be an. 8 Rumänier 8 |8 |8 183,75 d 
ö Centralbeizung blieben zu höherem Courſe lebhaft gefragt, Flora doͤher, Sorte über Notiz bezahlt. f x 4 ' g 10. Hyp. Ord- Pfr. 22 ser? * „ 2 ben 
Weſtend matt, Germania Waggonfabrik geſucht, Sentker ſteigend, Hartmann Roggen in gedrückter Stimmung, per 100 Kilogr. 14,00—14,75— 16,25 | z1dH.d.Öest.Bd-Or..Ge.5 | 838,90 bel 2 g 
zwar niedriger, aber in regem Verkehr, Oberſchleſ. Eiſenbahnbedarf beſſer, Mark, ſeinſte Sorte der Notiz bezahlt. 5 U 3 N 
e e 19,50--14,50 DE 15,50 Bart, [mil earaus Tin. Id © re — 
Cöln. Bergwerke febr feſt, Warſteiner belebt, Maſſener beſſer, Bonifacius feit, nen berg 1103 BAT ee wiener sinberprandbe 5% 51,00 G un er en 
een lagen nad Gonel,mait, Mnig Mihelm miehriner Thdutz-A. de: fe ad * vereinzelt beachtet, per 100 Kilogr. 15,00 — 16,30 —17,60 Mart. n 1% f 183 b. 
4 1 ö ! h y - ge“ feiniter über Notiz. b 8 3 
kr drückt, Bochum A. Ba namentlich B. weichend. — Um 2% Mir: Tendenz] Mais mehr angeboten, per 100 Kilogr. 10,20 bis 11,50 Mark. Ausländische fonds. e nee Sar ggg 
> iemlich feſt. Credit 313, Lombarden 201, Franzoſen 507%, Reichsbank Erbſen gut behauptet, per 100 Kilogr. 17— 1820,50 Mart. Dost. Silberrente. . 4½% 64,00 ba Braunschw. Bank.] 7 — 14] 81,75 bxG 
58%, Disconto⸗Commandit 126%, Dortmunder Union 9% Caurahütt 59 i f 5 do, Papierrento. . 4½% 60,30 bz Bresi; Disc,-Bank 4 — |4 | 64,60 bz 
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matter Haltung, die Kaufluſt für Termine erwies fih dem Angebot ; 
überlegen, fo, daß die Haltung bald wieder Feten alen te. 8 5 
gen ſchwacher Zufuhr der Umſatz beſchränkt. — Ro 
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Loco iſt we⸗ Liſſabon, 18. Februar. 


i Die deutſche Corvette „Meduſa“ iſt von 
agenmehl till. — Weizen! Barbados hier eingetroffen. 
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